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Mißfiotßek 


Stick ſtoff. Detre zee l hr. 


Das Geſetz über die Einführung eines 
Stickſtoffmonopols darf vorläufig als geſchei— 
tert gelten. Die Reichsregierung hat zwar 
formal recht, wenn ſie ſich darauf beruft, 
die Reichstagskommiſſion zur Beratung der 
Vorlage habe ſich nur bis zum 10. Auguſt 
vertagt und werde ſich dann noch einmal 
ausführlich mit der Vorlage beſchäftigen. Das 
ſtimmt alles, aber es fragt ſich, ob am 10. 
Auguſt überhaupt noch die Vorausſetzungen 
gegeben ſein werden, unter denen es ſich 
lohnt, ſich gerade mit dieſem Geſetz noch 
weiter zu beſchäftigen. Denn dieſes Geſetz 
enthält ja nicht etwa einen Monopolentwurf, 
wie das durch den Krieg vorläufig begrabene 
Petroleummonopolgeſetz. Vielmehr ſollte der 
Reichstag lediglich dem Bundesrat die Gr- 
mächtigung erteilen, ein Stickſtoffmonopol zu 
verordnen, und zwar aus Gründen der 
Kriegsnotwendigkeit. 

Zum Verſtändnis dieſer Angelegenheit 
muß man ſich folgendes vergegenwärtigen: 
Durch die Abſchließung Deutſchlands vom 
Ueberſeehandel infolge des Krieges war uns 
die Salpetereinfuhr unterbunden. Wenn es 
ih bloß darum gehandelt hätte, daß Sal- 
peter ein ausgezeichnetes Düngemittel iſt, ſo 
hätte uns nicht bange zu ſein brauchen, da 
unſere Kalilager uns ſchließlich vor wirklicher 
Not an Düngemitteln geſchützt haben würden. 
Aber Salpeter wird wegen ſeines Stickſtoff⸗ 
gehalts zur Pulverfabrikation gebraucht und 
ſchien ſo gut wie unerſetzlich. Es blieb zwar 


an Stelle des Chiliſalpeters eventuell noch, 
der mit Hilfe norwegiſcher Waſſerkräfte ge— 
wonnene Norgeſalpeter als Erſatz. Aber das 
Quantum, das Norwegen überhaupt auszu- 
führen vermag, iſt vorläufig noch nicht ſehr 
groß, und bei dem notoriſchen Hörigkeitsver⸗ 
verhältnis, in das Norwegen ſich von Eng⸗ 
land hat drängen laſſen, ſchien es mehr als 
fraglich, ob wir ſelbſt von der geringen Aus- 
fuhrmöglichkeit Norwegens überhaupt wir- 
den profitieren können. Es iſt eine der größ⸗ 
ten Ruhmestaten unſerer chemiſchen Wiſſen 
ſchaft, daß ſie in dieſem Kriege uns durch 
ihre Erfindungen in bezug auf unſere Bulver- 
fabrikation vom Ausland völlig unabhängig 
und daß ſie damit die Anſchläge unſerer 
Feinde gegen uns unſchädlich gemacht hat. 
Durch die Profeſſoren Nikodem Caro einer- 
ſeits und Haber andererſeits iſt es gelungen, 
fabrikmäßig künſtliche Stickſtoffverbindungen 
herzuſtellen, die für die Pulverſabrikation fo- 
wohl als auch als Düngemittel in vollem 
Maße verwertbar ſind. Der Staat hat in 
aller Stille zunächſt den Fabriken der Caro- 
ſchen Herſtellungsmethode, dann aber — nach 
feinen Angaben — auch den Fabrikations- 
ſtätten Haberſcher Obſervanz eine erhebliche 
Anzahl von Millionen zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt. Und nun will er den Stickſtoffhandel 
monopoliſieren, um die Fabriken während 
des Krieges leiſtungsfähig zu halten und uns 
damit im Bezuge wichtiger Rohſtoffe vom 
Auslande unabhängig zu machen. Er hat 


natürlich ein Intereſſe daran, jetzt während 
des Krieges die Einzelheiten der Fabrikation 
und auch der Monopolorganiſation nicht zu 
entſchleiern, und daher beantragt er denn 
ſein Geſetz auch in der geheimnisvollen Form, 
daß dem Bundesrat die Ermächtigung erteilt 
werden ſoll, ein ſolches Geſetz zu erlaſſen. 
Wenn nun am 10. Auguſt die Reichstags⸗ 
kommiſſion wieder zur Beratung zuſammen⸗ 
treten wird, iſt ja möglicherweiſe der Zuſtand 
in der Welt dann ſchon ſo, daß die Haſt, 
mit der der Geſetzgeber im Herbſt die Sache 
betrieb, nicht mehr nötig ſein wird. Denn glück⸗ 
licherweiſe iſt durch den Hinzutritt des neueſten 
Bundesbruders zur Schar unſerer Feinde un⸗ 
ſere militäriſche Lage nicht weſentlich ver⸗ 
ſchlechtert, dagegen unſere politiſche Lage er⸗ 
heblich verbeſſert worden. Es klingt merk⸗ 
würdig, aber man kann es doch getroſt ſagen: 
ſeit dem Eintritt Italiens in den Krieg läßt 
ſich das Ende des Krieges erſt abſehen. Wir 
können ohne übertriebenen Optimismus 
behaupten, daß der nächſte Winter keinen 
Kriegszuſtand mehr ſehen wird. Inſofern 
glaube ich alſo annehmen zu dürfen, daß 
die Vertagung der Reichstagskommiſſion das 
Scheitern des Regierungsentwurfes bedeutet. 

Freilich nicht das Scheitern des Stick⸗ 
ſtoffmonopols an ſich. Man wird vielmehr, 
wenn die Haſt des Krieges fortfällt, von der 
Regierung verlangen, daß ſie dem Reichstage 
das Monopolgefetz ſelbſt zur Beratung und 
Begutachtung vorlegt. Und man wird ſich 
dann über all die Fragen, die damit im Zu⸗ 
ſammenhang ſtehen, ausführlich zu unterhal⸗ 
ten haben. Möglicherweiſe bildet ja das Stick⸗ 
ſtoffmonopol den Anfang einer Monopol⸗ 
geſetzgebung, die wir für die nächſtfolgende 
Frühlingszeit ſchon aus finanziellen Gründen 
ſicher erwarten müſſen. Allerdings macht das 
Stickſtoffmonopol inſofern eine Ausnahme 
von den übrigen Monopolen, als bei ihm der 
Gedanke, aus der Monopoliſierung Erträg- 
niſſe für den Staat zu ziehen, erſt in letzter 
Reihe — wenn überhaupt — in Frage kommt. 
Denn hier wird es ſich immer in der Haupt⸗ 
ſache darum handeln, dem Staat die Mit⸗ 
wirkung für einen Produktionszweig zu ver⸗ 
ſchaffen, der, wie gerade die Verhältniſſe in 
dieſem Krieg bewieſen haben, von außeror⸗ 
dentlicher Bedeutung für das Wohl und Wehe 
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unſeres Staates iſt. Es müſſen deshalb auch 
bei der Beurteilung dieſes Monopols alle 
jenen Bedenken unberückſichtigt bleiben, die 
ſonſt bei der Diskuſſion über Monopole mit 
einem gewiſſen Recht geltend gemacht werden 
können. Es fehlt ja bei keiner ſtaatlichen 
Maßnahme, daß ſofort große Intereſſenten⸗ 
gruppen mit dem gewichtigen Argument aus 
den Plan treten, ihrer Exiſtenz und darüber 
hinaus dem Staatswohl drohe Gefahr. Dies⸗ 
mal haben die Rolle dieſer Petenten die Sal⸗ 
peterfabrikanten übernommen. Sie weiſen 
darauf hin, daß ſie ihre Exiſtenz verlieren. 
Ferner betonen ſie, daß im Salpeterhandel 
auch indirekt große Kapitalien feſtgelegt und 
nunmehr bedroht werden. Große Händler⸗ 
firmen ſind in Chile an den Salpeterproduk⸗ 
tionsſtätten beteiligt. Unſer ganzer Außen⸗ 
handel mit Zentral- und teilweiſe auch mit 
Südamerika ſtehe in Verbindung mit dem 
Salpetergeſchäft und endlich würde die Segel⸗ 
ſchiffahrt erheblich geſchädigt. Wenn ſie nicht 
mehr die großen Salpeterladungen für die 
Rückfracht habe, könne ſie nicht mehr ſo billig 
wie bisher die Fracht nach außen ſtellen. Sie 
ſei deshalb nicht mehr in gleichem Maße wie 
früher konkurrenzfähig gegenüber dem Aus⸗ 
land. Aber auch vaterländiſche Intereſſen ım- 
derer Art follen bedroht ſein: der Nachwuchs 
unſerer Kriegsmarine ſei nur auf den Segel⸗ 
ſchiffen heranzubilden. Man ſieht, daß die 
Intereſſenten ihren Abwehrſchild mit Grün⸗ 
den von Wucht geſpickt haben. Aber in ihrem 
Uebereifer überſehen dieſe Intereſſentengrup⸗ 
pen zweierlei: Zunächſt wird dem Salpeter- 
geſchäft ja gar nicht ſo ſehr durch das Mono⸗ 
pol, als vielmehr in allererſter Linie durch 
die neuen chemiſchen Verfahren Konkurrenz 
gemacht. An ſich könnte ja der Salpeter 
mit den künſtlichen Stickſtoffverbindungen 
konkurrieren. Aber der Staat fördert den 
Abſatz der neuen Produkte weſentlich durch 
die Subventionierung der Fabriken, durch die 
er es ihnen ermöglicht, ihre Erzeugniſſe billig 
abzugeben. Auch wenn ein Monopol nicht 
zuſtande kommt, ſo bleibt immerhin die Tat- 
ſache beſtehen, daß der Salpeter in Zukunft 
alſo nicht bloß gegen ein neues Produkt in 
freier Konkurrenz anzukämpfen hat, ſondern 
daß es einem ſubventionierten Produkt gegen⸗ 
überſteht. Dem Salpeterhandel wird mithin 


jo oder fo in Zukunft das Leben erheblich 
erſchwert fein. 

Nun hat der Staat allerdings ein Junter- 
eſſe daran, die Produktion der Fabriken 
leiſtungsfähig zu erhalten. Er muß ihnen 
Abſatz und muß ihnen Rentabilität garan⸗ 
tieren, um ſich auf alle Fälle für zukünftige 
Kriege die Mitwirkung und Unterſtützung der 
Unternehmungen zu ſichern. Es fragt ſich 
nun, ob das Monopol unter allen Umſtänden 
der richtige Weg dazu iſt. Der Staat behaup⸗ 
tet, die Unternehmungen müßten in die Lage 
verſetzt ſein, koſtſpielige Experimente zu 
machen, um dauernd die Technik auf der Höhe 
zu halten. Deshalb brauche er den Schutz des 
Monopols. Die Gegner des Monopols wenden 
nun aber gerade ein, daß dies Monopol, wie 
jedes andere, auch gerade die Entwicklung 
der Technik hemme. Dies Argument hat einen 
Schein von Berechtigung. Aber es trifft hier 
inſofern ja nicht zu, als kein Fabrikations- 
Monopol beabſichtigt iſt, ſondern lediglich ein 
Handelsmonopol. Die Fabriken jollen per- 
pflichtet ſein, an eine beſtimmte Stelle zu 
liefern, der allein die Verſorgung der Ber- 
braucher obliegen wird. Wenn ein ſolches 
Handelsmonopol vernünftig organiſiert ift, fo 
würde es prinzipiell und theoretiſch durch— 
aus möglich ſein, daß neue Produzenten, die 
nach neuen Verfahren herſtellen, und die bilti- 
ger produzieren, ohne weiteres in den Kreis 
derjenigen Unternehmungen eintreten können, 
die an den Staat liefern. Nun beſteht aller⸗ 
dings eine gewiſſe Voreingenommenheit des 
Staates in dieſem Falle. Bei jedem Monopol 
liegt nämlich die Gefahr für eine Weiterent— 
wicklung der Technik darin, daß die in der 
bisherigen Produltionsmethode feſtgelegten 
Kapitalien mit jeder Neuerung der Technik 
gefährdet find und daß der Monopoliſt daher, 
um ſeine Kapitalien nicht zu gefährden, das 
neue unterdrückt. Beim Handelsmonopol 
kommt ſolche Gefahr an ſich in Fortfall. Aber 
im vorliegenden Falle würde der Staat mit 
Fabriken kontrahieren, deren Anlagen zum 
Teil auf ſeine Koſten, doch mindeſtens mit 
ſeiner finanziellen Mitwirkung gebaut ſind. 
Er riskiert mithin fein eigenes Geld bei burd- 
greifenden techniſchen Neuerungen. Mithin 
wird alles darauf ankommen, wie das Mono- 
pol organiſiert wird. All die dabei auf- 
rauchenden komplizierten Fragen bedürfen 
der ſorgfältigſten Erwägung. Es erſcheint 
deshalb gefährlich, jetzt in der Bedrängnis der 
Kriegszeit ein Monopol zu ſchaffen, deſſen 
konſtruktive Einzelheiten man jetzt nicht zu 
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prüfen vermag. Es kommt ja hinzu, daß 
während des Krieges ſelbſt eine Gefahr gar 
nicht mehr beſteht. Selbſt wenn der Krieg 
noch jahrelang dauern ſollte, kann die 
Leiſtungsfähigkeit der Fabriken nicht mehr 
berührt werden. Denn wie ich neulich ſchon 
hier ausführte, iſt in der Kriegswirtſchaft das 
privatpirtſchaftliche Element des Ertrages 
vollkommen ausgeſchaltet. Es kommt augen- 
blicklich lediglich auf die Leiſtungsfähigkeit der 
Fabriken an, die feſtſteht. Denn der Staat 
kann im Augenblick jede Summe bezahlen, 
die notwendig iſt. 


Es wird jedoch auch zu unterſuchen ſein, 
ob die Zwecke, die der Staat durch das Mo- 
nopol zu erreichen trachtet, nicht auch auf 
andere Weiſe erreicht werden können. Insbe⸗ 
ſondere denke ich da an die Subventjonierung 
einer zentralen Experimentierſtelle und an 
Subventionierung der Fabriken mit der Ver⸗ 
pflichtung, techniſche Neuerungen auf Wunſch 
des Staates einzuführen. Es wird weiter un- 
terſucht werden müſſen, inwieweit die Aus- 
ſchaltung der Konkurrenz durch ein Mono- 
pol und die dadurch bedingte höhere Preis— 
ſtellung geeignet iſt, die Landwirtſchaft und 
die chemiſche Fabrikation zu ſchädigen. Die 
Landwirtſchaft hat bisher vielfach unter den 
Schwankungen der Salpeterpreiſe zu leiden 
gehabt. Für ſie würde an ſich die Erfindung 
der chemiſchen Stickſtoffherſtellung natürlich 
eine erhebliche Verbilligung der Produktions— 
koſten bedeuten. Sie wehrt ſich mit Recht 
dagegen, daß ihr etwa durch das Monopol 
nicht bloß jener Teil verloren geht, ſondern 
womöglich gar ein Nachteil erwachſen 
könnte. Eine ähnliche Befürchtung hegt un- 
ſere Farbeninduſtrie, für die Stickſtoff ein 
wichtiges Rohmaterial iſt. An dem Geſchick 
unſerer Farbeninduſtrie iſt unſere geſamte 
Wirtſchaft aber inſofern beteiligt, als die 
Farbeninduſtrie einen blühenden Zweig unfe- 
res Exporthandels bedeutet. 


Wenn man ſich die Vielheit der Intereſſen, 
die hier doch auf dem Spiel ſtehen, vergegen⸗ 
wärtigt, fo kann man nicht umhin, vor einer 
Uebereilung zu warnen. Ich bin im Prinzip 
dem Monopolgedanken durchaus geneigt und 
ich glaube auch, daß gerade in Beziehung auf 
den Stickſtoff dieſer Gedanke Förderung ver- 
dient. Aber es muß doch über die Cingel- 
dinge ausführlich beraten werden. Und des⸗ 
halb ſcheint es mir nötig, daß wir ruhigere 
Zeiten abwarten, in denen das Geſetz im ein⸗ 
zelnen vorgelegt und beraten werden kann. 
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Grofzbanken und „freier Börfenverkebr“. 


Bon Rechtsanwalt Dr. Arthur Nußbaum Berlin, Privatdozent an der Aniverſität. 


Man hat in Deutſchland mit gutem Grunde 
davon abgeſehen, einen mit „Mindeſtkurſen“ 
und ähnlichen Mitteln arbeitenden offiziellen Börſen— 
verkehr in der Kriegszeit zuzulaſſen. Wohl aber 
haben die maßgebenden Inſtanzen ſich neueſtens 
entſchloſſen, den bisherigen freien Börſenoerkehr, von 
welchem ſich die größeren Inſtitute durchweg fern 
hielten, zu erweitern und zu befeſtigen. Die Groß⸗ 
banken beteiligen fidh fortan an dem freien Börſen— 
verkehr, und ſelbſt den Kursmaklern iſt geſtattet 
worden, ſich in ſeinem Rahmen außeramtlich, d. h. 
alſo als „freie Makler“ zu betätigen. Von einer 
amtlichen Kursnotierung wird dagegen nach wie 
vor abgeſehen. Es verbleibt deshalb auch bei der 
Verordnung des Bundesrats vom 25. Februar 1915, 
die es bei Strafe unterſagt, „in öffentlichen Be— 
kanntmachungen oder in Witteilungen, die für einen 
größeren Kreis von Perſonen beſtimmt ſind, zahlen⸗ 
mäßige Angaben darüber zu machen, welcher Preis 
für den Umſatz von Wertpapieren in Betracht 
kommt, insbeſondere zahlenmäßige Angaben, die 
als Anhalt dafür dienen, zu welchem Preiſe das 
Wertpapier in letzter Zeit gehandelt worden ift“. 
Es iſt ſonach auch jede private Preisveröffentlichung 
unſtatthaft. 

Die bankmäßige Teilnahme an einem ſolchen 
Börſenverkehr läßt jiġ wie ſich jhon feit längerer 
Zeit deutlich gezeigt hatte, mit den aus der Friedens- 
zeit überlieferten Rechtsformen nicht in befriedigen⸗ 
der Weiſe durchführen. Die Großbanken ſind deshalb 
übereingekommen, ein neues Formular für die 
Effektengeſchäfte mit den Kunden aufzuſtellen. Das 
Formular iſt in der Preſſe auf lebhaften Widerſpruch 
geſtoßen. Man wirft den Großbanken vor, ſie 
hätten den Intereſſen der Kunden nicht die ge⸗ 
nügende Berückſichtigung zuteil werden laſſen. 

Um ſich über die Frage ein Urteil zu bilden, 
iſt es geboten, ſich den Text und die Begründung des 
Formulars gegenwärtig zu halten. Der Text lautet, 
wenn der Kunde Käufer iſt, folgendermaßen: 


„An die X. Y. Bank. 
Ich bin Käufer und biete Ihnen daher auf: 
Nennwert Papiergattung Kurs. 
Dieſe Kaufgebote ſind verbindlich ſür mich und 
gültig bis 
Auf die vorſtehenden ohne Kursbegrenzung 
oder beſtens gegebenen Anerbieten wollen Sie 
den Kurs nach billigem Ermeſſen (§ 315 BGB.) 
beſtimmen. 
Ich erkläre mich auch mit einer nur teilweiſen 
Annahme der vorſtehenden Anerbieten einver⸗ 
ſtanden. Unterſchrift.“ 
Dieſes Formular wird ergänzt und begründet 
durch das folgende Rundſchreiben der Banken an 
die Kunden: 

„1. Wir beehren uns, Ihnen mitzuteilen, 
daß wir uns vom 2. Juni 1915 ab an dem freien 
Wertpapierhandel beteiligen werden und daher 
von dieſem Zeitpunkt ab in der Lage ſind, Käufe 


und Verkäufe von Wertpapieren mit Ihnen ab- 
zuſchließen. 

2. Wir müſſen dabei uus Gründen des He- 
meinwohls und in Rückſicht auf die derzeitigen 
außergewöhnlichen Verhältniſſe uns gewiſſe Be⸗ 
ſchränkungen auferlegen und bitten Sie, auch 
Ihrerſeits dieje Beſchränkungen zu beachten. Zu 
dieſen gehört vor allem, daß wir nur reine 
Kaſſegeſchäfte abſchließen, für Ankäufe kein Geld 
zur Verfügung ſtellen und Verkäufe nur mit 
ſofortiger Lieferung der Stücke abſchließen können. 
Bei Käufen bitten wir daher, ſofern nicht ent⸗ 
ſprechendes Guthaben vorhanden iſt, um ſofortige 
Anſchaffung des vollen Preiſes, bei Verkäufen 
um Lieferung der Stücke, ſofern ſie nicht im 
Depot bei uns ruhen, innerhalb 18 Stunden. 
Vom Auslande können wir weder unmittelbar 
noch mittelbar Verkaufsangebote annehmen und 
ſetzen daher voraus, daß von Ihnen ausgehende 
Verkaufsangebote nicht aus Dem Auslande 
ſtammen. 

3. Wir bitten ferner, darauf Rückſicht zu 
nehmen, daß wir unter erheblichem Perſonal⸗ 
mangel leiden, daß auch der Poſtoerkehr bisweilen 
nicht regelmäßig arbeitet; etwaige unliebſame Ver⸗ 
zögerungen in der Abwicklung unſeres Geſchäfts⸗ 
verkehrs ſind damit zu erklären. 

. Da bei dem jetzigen Vörſenſchluß die 
Börſengebräuche außer Kraft jind, fo können 
wir nicht wie bisher Aufträge zum 


tommifjivongweifen An⸗ oder Ver⸗ 
kauf von Wertpapieren entgegen⸗ 
nehmen, ſondern werden Ihnen 


gegenüberals Eigenhändler, alſoun⸗ 
mittelbar als Käufer oder Ver⸗ 
käufer auftreten. Hierzu iſt es nötig, daß 
Sie uns feſtverbindliche Kauf- oder Verkauf⸗ 
angebote an die Hand geben, und zwar unter 
Benutzung der anliegenden Vordrucke. Sollten 
Sie die Vordrucke nicht benutzen, ſo bitten wir, 
in Ihrem Schreiben oder Telegramm jedenfalls 
folgende, dem Vordruck entnommene Worte zu 
gebrauchen: 

„Bin Käufer Verkäufer von... (Werts 
papiergattung) zu ... (Preisgrenze) bis 
(Zeitpunkt, bis zu dem Sie ſich an Ihr Ge⸗ 
bot gebunden betrachten). 

Ausdrücke anderer Art oder ſolche mit ftören- 
den Zuſätzen oder weſentlichen Auslaſſungen, ins⸗ 
beſondere Mitteilungen, in denen wir beauftragt 
werden, für Sie Käufe oder Verkäufe auszu⸗ 
führen, ſind unzuläſſig. Wir ſind nicht in der 
Lage, ſolche Aufträge auszuführen, und halten 
uns auch nicht verpflichtet, die Ausführung be— 
ſonders abzulehnen. 

5. Da wir Aufträge nicht übernehmen, fo 
ſind wir völlig frei, Ihre Kauf⸗ und 
Bertaufangebote anzunehmen oder 
abzulehnen, auch wenn gleichzeitig an 
anderer Stelle Käufe oder Verkäufe 
zu den von Ihnen gebotenen oder ge⸗ 
a Preiſen getätigt worden 
ſind. 

6. Angeſichts der Unſicherheit und Unregel⸗ 
mäßigkeit des Geſchäfts im freien Markte bitten 
wir Sie, uns möglichſt nur Kauf⸗ und Verkauf⸗ 
angebote mit Kursbegrenzung (Limit) und mit 
zeitlich beſchränkter Bindung zu geben. 

7. In allen Fällen, in denen Sie uns einen 
Preis, zu dem Sie bereit ſind, von uns zu kaufen 
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oder an uns zu verkaufen nicht nennen (ein= 

ſchließlich „Beſtens⸗Anerbieten“), werden wir an⸗ 

nehmen, daß Sie die Beſtimmung des Preiſes 
in unfer billiges Ermeſſen (8 315 BSB.) ſtellen. 

8. Briefliche Kauf- und Verkaufangebote ohne 
zeitliche Beſchränkung betrachten wir als bis auf 
Widerruf, längſtens bis zum Monatsſchluſſe, tele- 
graphiſche oder telephoniſche nur für den Emp- 
fangstag gültig. 

9. Wir halten uns zur Annahme Ihrer Kauf⸗ 
und Verkaufangebote ohne Rückſicht auf Börjen- 
oder ſonſtige Tagesſtunden jederzeit befugt. 

10. Wir behalten uns vor, Ihre Kauf⸗ und 
Verkaufangebote auch teilweiſe anzunehmen, ſofern 
Sie dies nicht ausdrücklich ausſchließen. 

11. Mit unſerer Mitteilung, daß wir von 
Ihnen gekauft oder an Sie verkauft Haben, ift 
das Geſchäft zwiſchen uns abgeſchloſſen; es ge⸗ 
nügt, wenn die Annahmeerklärung am letzten 
Tage der Sültigfeit an Sie abgeſandt wird, 

12. Einen Widerruf Ihrer Kauf ⸗ 
und Verkaufangebote dürfen wir un⸗ 
berückſichtigt laſſen, wenn und fos 
weit wir unverzüglich nach, deſſen Er⸗ 
halt die drahtliche Anzeige bon der 
Annahme Ihres Anerbietens an Sie 
abſenden; wir ſehen uns zu dieſem Vor⸗ 
behalt weraulaßt, weil wir einen Widerruf nicht 
berüdfichtigen können, wenn wir durch ein zur 
Deckung abgeſchloſſenes Gegengeſchäft bereits ge- 
bunden ſind. 

13. Abrechnung erteilen wir Ihnen rein 
netto unter Belaſtung der Hälfte des geſetz⸗ 
lichen Schlußnotenſtempels. 

14. Die von uns während des freien Verkehrs 
beobachteten neuen Gewohnheiten oder Handels: 
gebräuche find nicht geeignet, nach Wiederer⸗ 
öffnung der Börſe die bisherigen außer Kraft 
zu ſetzen.“ 

Der juriſtiſche Kern der neuen Bedingungen 
iſt die ſogenannte „Eigenhändlerklauſel“ (Ziff. 4 des 
Rundſchreibens), d. h. die Bank tritt dem Kunden 
nicht mehr als Kommiſſionär ſondern als Berz 
käufer bzw., wenn der Kunde verkaufen will, als 
Käufer gegenüber. 

Das bedeutet zunächſt, daß der Bankier, der 
ſich des Formulars bedient, nicht diejenigen Ver⸗ 
pflichtungen hat, die das Bankdepotgeſetz dem Rom- 
miſſionär auferlegt. Er braucht insbeſondere dem 
Kunden über gekaufte oder umgetauſchte Effekten 
nicht das Stückeverzeichnis in der geſetzlich bor= 
geſchriebenen Friſt und unter den geſetzlich vorge- 
ſchriebenen Folgen zu überſenden. Weiter bleibt 
gegen den Eigenhändler der § 95 Börſ.-G. außer 
Anwendung, wonach ein Kommiſſionär mit Ge- 
fängnis beſtraft wird, der, um ſich oder einem Dritten 
einen Vermögensvorteil zu verſchaffen, das Ver- 
mögen des Kunden wider beſſeres Wiſſen durch 
unrichtigen Nat oder unrichtige Auskunft ſchädigt 
oder bei der Ausführung eines Auftrages oder 
der Abwicklung eines Geſchäfts abſichtlich zum 
Nachteil eines Kunden handelt. Vor allem 
aber iſt der Eigenhändler der Verpflichtungen ledig, 
die das HB. (SS 383 ff.) dem Kommiſſionär gegen⸗ 
über dem Kunden auferlegt. Der Eigenhändler hat 
es keineswegs nötig, dem Kunden denjenigen Preis 
in Rechnung zu ſtellen, den der Eigenhändler an der 


Börje ſelbſt erzielt hat, er darf vielmehr einen 
etwaigen Preisunterſchied behalten. Durch die neuen 
Geſchäftsbedingungen wird dieſes Prinzip in die 
äußerſten Konſequenzen entwickelt. Wenn der Kunde 
ſeiner Offerte kein Limit beifügt, ſo erfolgt die 
Beſtimmung des Preiſes nicht etwa auf Grund 
des von der Bank abgeſchloſſenen Deckungs⸗ 
geſchäfts, ſondern einſeitig durch die Bank „nach 
billigem Ermeſſen“. Gibt aber der Kunde ein 
Limit, ſo iſt die Bank nicht verpflichtet, zu dem 
Limit zu liefern oder abzunehmen, wenn dasſelbe im 
freien Verkehr erreicht wird. Dagegen iſt der Kunde 
ſeinerſeits unbedingt gebunden; einen Widerruf der 
Offerte braucht die Bank nicht gelten zu laſſen, 
ſondern kann deſſen Wirkſamkeit durch unverzüg⸗ 
liche telegraphiſche Zurückweiſung beſeitigen. (Ziffer 
12 der Bedingungen.) 

Es iſt klar, daß dieſe Geſchäftsbedingungen in 
höchſt einſeitiger Weiſe lediglich auf die Intereſſen 
der Banken zugeſchnitten ſind. Das läßt ſich faſt 
an jeder Einzelheit zeigen. Die Hauptſache aber 
iſt, daß durch das Formular bezweckt und erreicht 
wird, das Rechtsverhältnis zwiſchen Bankier und 
Kunden aus dem natürlichen Zuſammenhange mit 
dem freien Börjenverfehr rechtlich vollſtändig los— 
zulöſen, wenigſtens ſoweit der Kunde aus dieſem 
Zuſammenhange Rechte herleiten könnte. Das eben 
iſt der wirtſchaftliche Sinn der in dem Formular 
bis zum Aeußerſten durchgeführten „Eigenhändler— 
lauje“. Das Nundſchreiben der Banken führt zur 
Rechtfertigung an, daß die „Börſengebräuche außer 
Kraft feien“. Dieſe Begründung geht fehl. Denn 
die Form des Kommiſſionsgeſchäfts ift in keiner 
Weiſe an die Geltung der Börſengebräuche gebunden; 
der Kommiſſionshandel kommt vielfach außerhalb 
jeden Zuſammenhanges mit den Börſengebräuchen 
vor. Noch weniger ift der von den Banken an- 
geführte Grund hinreichend, um die durchgängige 
Verſtümmelung der einzelnen Kundenrechte zu recht⸗ 
fertigen. 

Natürlich iſt der Standpunkt der Banken nicht 
etwa der, daß man den Kunden benachteiligen, ge— 
wiſſermaßen "den Kursſchnitt legaliſieren wolle; die 
Banken meinen nur, daß fie auch ohne Rechts 
zwang die Intereſſen des Kunden im Auge be— 
halten werden. Daß bei den Bankleitungen in dieſer 
Hinſicht die beiten Abſichten beſtehen, ift ſelbſtver— 
ſtändlich nicht zu bezweifeln. Aber die Verweiſung 
auf die guten Abſichten ijt grundſätzlich zu be— 
anſtanden. Der Kunde hat Anſpruch auf vollen 
Rechtsſchutz, und die durch die Eigenhändlerklauſel 
herbeigeführte Ausſchaltung der Schutzbeſtimmungen 
des Bankdepotgeſetzes, des Börſengeſetzes uſw. ift 
um jo weniger am Platze, als jih die neuen Be- 
dingungen vorausſichtlich auch bei denjenigen 
Banken und Bankiers einbürgern werden, die nicht 
die gleichen Garantien zu bieten vermögen wie die 
Großbanken. Man kann es vielleicht den letzteren 
nicht verdenken, daß ſie bei der Aufſtellung der 
neuen Bedingungen zunächſt nur auf Wahrung ihres 
eigenen Intereſſes bedacht waren. Aber es hätte 


doch vielleicht von anderer Seite auf Sicherung 
der Rechtsſtellungdes Kunden gedrängt 
werden ſollen. Hierzu wird es auch jetzt noch nicht 
zu ſpät ſein. 

Allerdings wäre wenig damit gewonnen, wenn 
— nach dem Vorſchlage des „Berliner Tageblatts“ 
die Geſchäfte, wie bisher, in der Kommiſſions⸗ 
form abgeſchloſſen würden. Denn auch in dieſem 
Falle hätte der Bankier die Befugnis des joge- 
nannten Selbſteintritts, der juriſtiſch von dem 
„Eigenhandel“ wohl zu unterſcheiden iſt. Dieſen Selbſt 
eintritt gewährt das HSB. (S 400) em Effektenkom 
miſſionär zwar nur bei amtlicher Kursnotierung, 
aber bekanntlich pflegen ſich die Banken und Ban⸗ 
kiers in ihren Geſchäftsbedingungen die Befugnis 
zum Selbſteintritt für alle Aufträge auszubedingen, 
was geſetzlich ſtatthaft iſt. Verwendet man alſo 
die aus der Friedenszeit überkommenen Bedingungen 
und Formulare, wie dies ſchon bisher leider meiſt 
geſchehen iſt, ſo iſt das Ergebnis, daß der Bankier 
die Geſchäfte zwar als „Kommiſſionär“, jedoch im 
Wege des „Selbſteintritts“ abſchließt. Da nun ber 
Sinn der geſetzlichen Vorſchriften über den Selbſt— 
eintritt (HGB. SS 400 ff.) darin liegt, den ſelbſtein⸗ 
tretenden Kommiſſionär an den Börſenkurs zu bin- 
den, ſo entſteht durch die Verwendung der älteren 
Formulare unter den gegenwärtigen Verhältniſſen 
eine vollſtändige Unſicherheit der Rechtslage. Den- 
gegenüber ijt die Eigenhändlerklauſel entſchieden vor— 
zuziehen, weil ſie wenigſtens Klarheit ſchafft; das 
iſt freilich auch ihr größter Vorzug. 

Weiner Anſicht nach müßte unter den ge 
genwärtigen Verhältniſſen nicht nur der 


Eigenhandel, ſondern auch der Selbſtein 

tritt in Bezug auf die im freien 
Verkehr gehandelten Effekten ausgeſchloſſen 
werden. Das Angemeſſene wäre jetzt 


grundſätzlich die alte Kommiſſions 

formohne Selbſteintritt, wie fie zum Bei 
ſpiel an der Londoner und Pariſer Börje jhon im 
Frieden heimiſch war; d. h. der Bankier muß auf Ver 
langen nachweiſen, wo und wie er den Auftrag des 
Kunden ausgeführt hat. Natürlich würde der Bankier 
angeſichts der gegenwärtigen Erſchwerung des Ge 
ſchäfts beim Fortfall des Selbſteintritts eine erheblich 
höhere Proviſion berechnen müſſen als in Friedens- 
zeiten. Aber es iſt nicht nur, gelinde geſagt, klarer 
und erfreulicher, die verſteckten und unerkennbaren 
Preisaufſchläge, die ſich hinter der Rechtsform des 
Eigenhandels verbergen, durch beſondere Berechnung 
der Proviſion zu erſetzen, ſondern man käme zugleich 
zu einem Ergebnis, das gegenwärtig aus höheren 
Gründen ſehr wünſchenswert wäre, nämlich zu einer 
gewiſſen Einengung des freien Börjen 
verkehrs“); denn bei der von und geforderten 


*) Der Herausgeber des Plutus“ hat in dem 
Leitartikel vom 12. Mi („Börſenſchluß“) die Er- 
weiterung des Börſenoerkehrs viell icht etwas zu 
einſeitig nach der ungünſtigen Richtung hin beurteilt, 
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Durchführung der reinen Kommiſſionsform würde ein 
wirkſamer und doch ſachlich unberechtigter Anreiz zur 
Pflege des börſenmäßigen Effektenverkehrs fortfallen. 


Eine vollſtändige Ausſchließung des Eigenhan⸗ 
dels iſt übrigens weder notwendig noch zweckmäßig. 
Wenn fid die reguläre Kommiſſionsausführung eines 
Auftrages, ſei es nach Lage des Marktes, ſei es im 
Hinblick auf die von dem Kunden geſtellten Be 
dingungen, nicht erreichen läßt, ſo wäre es ſehr ver 
kehrt, den Bankier daran zu hindern, dem anlage 
luſtigen Kunden die Effekten aus eigenen Beſtänden 
zu liefern bzw. dem verkaufsluſtigen Kunden die 
Effekten auf eigenes Riſiko abzunehmen, vorausge— 
ſetzt, daß der Kunde über die Sachlage aufgeklärt 
wird. Wogegen wir uns wenden, iſt nur die jetzt 
von den Banken angeſtrebte allgemeine Eim- 
führung der Eigenhandelsform für Geſchäfte, Die 
ſich in Wahrheit als Börfenaufträge darſtellen, und 
bei denen der Kunde trotz der anders lautenden 
Rechtsform die reguläre Börſenausführung tatſäch 
lich erwartet und nach Lage der Sache auch erwarten 
darf. 


Man wird nun vielleicht einwenden, daß auch 
die Wahrung der reinen Kommiſſionsform den Kun 
den nicht gegen Uebervorteilungen bei Ausführung 
der Börſenaufträge ſchütze. Denn wenn auch ber 
Bankier die börſenmäßige Ausführung des Auf 
trages durch Vorlegung der Schlußnote über bas 
Deckungsgeſchäft nachweiſen müffe, jo könne er doch 
im Einverſtändnis mit ſeinem Gegenkontrahenten 
an der Börje die über den Kauf lautende Schluß 
note auf einen höheren, die über den Verkauf lau 
tende auf einen niedrigeren Preis als den in Wirk 
lichkeit gezahlten ausſtellen, oder ſich auf andere 
Weiſe mit dem Gegenkontrahenten zum Nachteil bes 
Kunden verſtändigen. Gewiß iſt dergleichen denkbar. 
Einen abſoluten Schutz gegen Unredlichfeiten gibt es 
eben nicht. Der große Anterſchied gegenüber Der 
Eigenhandelsform liegt aber darin, daß bei dieſer 
eine weitgehende Benachteiligung des Kunden voll 
ſtändig im Nahmen der Rechtsordnung und ohne jede 
äußeren Schwierigkeiten möglich iſt, während beim 
gewöhnlichen Kommiſſionshandel dazu beſondere un 
lautere Manöver nötig ſind. Zu ſolchen bedarf es 
jedoch eines ganz anderen Maßes von geſchäftlicher 
Skrupelloſigkeit, wie zu der lediglich vom kauf 
männiſchen Standpunkt unſchönen, aber juriſtiſch zu 
rechtfertigenden Ausnutzung einer Vertragsklauſel. 
Derartige Manöver ſind auch in jeder Hinſicht viel 
gefährlicher, und zwar gerade bei Feſthaltung der 
Kommiſſionsform, denn ſie würden hier den Tatbe— 
ſtand der Untreue des Kommiſſionärs erfüllen, den 
§ 95 des Börſengeſetzes, wie gezeigt, mit ſchweren 
Strafen bedroht. 


Daß aber die von dem Serausgeber geſchilder 
ten Gefahren beſtehen, kann keinem Zweifel unter— 
liegen. 
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Mieverfändifche Dandekspofitik, 


Von Curt Eisfeld⸗Berlin. 


Die Hüter der Rheinmündungen waren ein mächtiges 
Handelsvolk, ehe noch der Rhein als „Deutſchlands 
Strom, nicht Deutſchlands Grenze“ beſungen wurde. 
Doch ihre Herrlichkeit war dahin, als Napoleon ſeine 
harte Hand auch auf Holland legte. Erſt nach den 
Freiheitskriegen konnte wieder daran gedacht werden, 
die Schäden zu beſſern, die das Land erlitten hatte. 
Wilhelm J. war vielleicht für ſeine Antertanen kein ganz 
bequemer Herr, doch dankt ihm Holland große An- 
regungen, und ſeine Tatkraft ſchuf Einrichtungen, die 
dem heutigen Holland noch außerordentlich nützlich ſind. 
Er veranlaßte die Gründung einer Notenbank, auf ihn 
iſt die Errichtung der Nederlandſchen Handel-Maatſchappy 
zurückzuführen, die eine moderniſierte Oſtindiſche Com- 
pagnie werden ſollte. Immerhin dauerte es geraume Zeit, 
ehe der Handel der Niederlande einen Teil ſeiner alten 
Bedeutung zurückerlangt hatte. Weſentlich für die 
Stellung Hollands als Handelsſtaat war feine Handels— 
politik. Seit Mitte des vorigen Jahrhunderts hat man in 
den Niederlanden die Schutzzölle abgebaut und mancherlei 
Erleichterungen auf dem Gebiet des Verkehrsweſens 
eingeführt. Seitdem iſt die Richtung der niederländiſchen 
Handelspolitik unverändert geblieben Rein wurde auch in 
den Niederlanden das Freihandelsprinzip nicht durchge- 
führt, das erlaubte ſchon die Nückficht auf die Staats- 
einnahmen nicht. Die Einnahmen aus den Zbllen haben 
allerdings nie eine beſondere Bedeutung gehabt. Sie 
betrugen in der letzten Zeit etwa 7 „ der geſamten Staats- 
einnahmen. Die Zölle werden nach dem Wert der Waren 
erhoben und belaufen fih bei Fertigfabrikaten auf 5 %. 
Obwohlſeit der Freihandelsbewegung in der zweiten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts die meiſten Länder zum Schug- 
zoll zurückgekehrt ſind, hat Holland ſeine Handelspolitik 
nicht geändert. 

Die Gründe hierfür liegen darin, daß die Niederlande 
in ſehr ſtarkem Maße Handelsſtaat geblieben ſind. Zwar 
haben andere Länder ſich von der Vermittlung der 
niederländiſchen Kaufleute in vielen Artikeln freigemacht 
und über eigene Häfen einen großen Teil ihres Handels 
geleitet. Hamburg und Bremen ſind Beiſpiele hierfür. 
Aber immer noch hat Rotterdam ſeine Bedeutung als 
großer Amſchlagshafen behalten und immer noch iſt der 
Marat für Kolonialprodukte in Amſterdam (und auch 
in Rotterdam) ſehr einflußreich. Die in Amſterdam 
und Rotterdam verkaufte Ernte von niederländiſch⸗ 
indiſchem Tabak hat allein einen Wert von 60 bis 
80 Millionen Gulden. Nicht nur als Markt für über- 
ſeeiſche Produkte, auch als Vermittler für fein Hinter- 
land iſt Niederland bedeutend. Ein erheblicher Prozent— 
ſatz der nach Deutſchland eingeführten oder von dort 
ausgeführten Waren geht durch die Hände nieder- 
ländiſcher Kaufleute. Nach der deutſchen Handelsſta iftit 
(die niederländiſche ift abſolut unzuverläſſig) ſtand Nieder- 
land in der Ausfuhr nach Deutſchland an neunter, in 
der Einfuhr aus Deutſchland ſogar an ſechſter Stelle. 
Außerdem gehen noch erhebliche Teile des deutſchen 
Außenhandels über niederländiſche Hafenplätze. Aus 


den Zahlen des Schiffsverkehrs im Rotterdamer Hafen 
laſſen ſich deutlich die wirtſchaftlichen Zuſtände in Deutſch'⸗ 
land bezw. im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriegebiet 
ableſen. So hat es verſchiedene Jahre gedauert, ehe 
der Verkehr im Rotterdamer Hafen den Stand von 1907 
wieder erreicht hatte. 

Es wäre durchaus verkehrt, ſich Niederland, wie 
dies noch vielfach geſchieht, als ein reines Zwiſchen⸗ 
handelsland vorzuſtellen. Die niederländiſche Induſtrie 
kann ſich zwar mit der der großen Staaten und auch 
mit der Belgiens nicht meſſen, ſie hat es aber verſtanden, 
ſich ohne alle Zollmauern einen geachteten Platz am 
Weltmarkt zu verſchaffen. Der niederländiſche Schiffs- 
bau war ſchon ſeit Jahrhunderten berühmt. Die fagen- 
umwobene Tätigkeit des Zaren Peter in Zaandam zeugt 
dafür. Obwohl der Schiffsbau inzwiſchen vom Holz zum 
Eiſen übergegangen iſt, hat ſich in Niederland doch ein 
reger Schiff bau erhalten, trotzdem es nicht zu den Eiſen 
erzeugenden Ländern gehört. Merkwürdigerweiſe ift 
aber auch der Holzhandel ſeinen alten Handelsſtätten 
treu geblieben. Dem Schiffsbau kam es zugute, daß er 
ſein Rohmaterial bequem zu Waſſer beziehen kann. 
Außerdem dankt er der Auslandspolitik der Kartelle den 
Bezug zu günſtigen Preiſen Iſt es doch eine oft gehörte 
Klage, die Verſehleuderung des Eiſens nach dem Auslande 
erſchwere den deutſchen Werften die Konkurrenz auf 
dem Weltmarkte. Eine Induſtrie, die ſich erſt unter 
der Freihandelspolitik in Niederland entwickelt hat, iſt 
die Textilinduſtrie. Zwar iſt Niederland früher ſchon 
einmal ein Zentrum der Tuchinduſtrie geweſen, aber von 
der alten Leidener Induſtrie zur heutigen niederländiſchen 
Webwareninduſtrie führt keine Brücke. Erſt die moderne 
Fabrikinduſtrie hat den niederländiſchen Textilbezirk in 
Twente nebſt angrenzenden Gebieten zu dem gemacht, 
was er heute iſt: ein Groß-Exporteur von Baumwoll— 
fabrikaten. Noch im Jahrzehnt 1877/1886 hielten Ein. 
und Ausfuhr von Manufakturwaren ſich ungefähr die 
Wage. Für Webwaren aller Art betrug 


die Einfuhr die Ausfuhr 


1877/86 durchschnittlich fl. 27 871 000 fl. 26.773.000 
1887/96 5 „ 24 260 000 „ 40 356 000 
1897,06 5 „ 40704000 „ 857 257 000 
1908 „43942000 „ 74 708 000 
1912 51370000 „ 103 900 000 


In Twente hatte früher die Leineninduſtrie geblüht, die 
Bevölkerung beſaß alſo einige Erfahrung im Weben. 
Außerdem waren die Arbeitslöhne niedrig, da die Land- 
wirtſchaft nicht ſehr ertragreich war. Die Anregung zur 
Errichtung von Webereien ging von der Nederlandſchen 
Handel⸗Maatſchappy aus, die nach dem Abfall Belgiens 
ihren Bedarſ an Baumwollſtoffen für Indien im Lande 
ſelbſt decken wollte. Am die Mitte des vorigen Jahr- 
hunderts zog ſich dann die Handel⸗Maatſchappy mehr 
vom Baumwollwarenexport zurück und die Fabrikanten 
waren darauf angewieſen, ſich ihren Abſatz ſelbſt zu 
ſuchen. Das führte dazu, daß ſie den Geſchmack ihrer 
Abnehmer ſelbſt zu erkunden ſuchten und bald eine außer⸗ 


ordentliche Zunahme ihres Abſatzes erzielten. Die Einfuhr 
von Rohbaumwolle erfolgt im weſentlichen nicht direkt, 
ſondern über Bremen per Eiſenbahn, da gegen die Kon— 
kurrenz von Bremen ſich kein eigener Markt in Holland 
entwickeln fonnte. Das Haupteinfuhrland für Baumwoll— 
garne dagegen iſt England, in verhältnismäßig geringem 
Maße werden auch deutſche und belgiſche Garne bezogen. 
Die niederländiſchen Spinnereien decken nur ungefähr die 
Hälfte des Garnbedarfs. Auch hinſichtlich der Trieb- 
kraft für die Webereien und Spinnereien iſt Holland 
auf das Ausland angewieſen, da die heimiſche Koplen- 
produktion, ſo ſehr ſie in den letzten Jahren zugenommen 
hat, bei weitem nicht zur Deckung des inländiſchen 
Bedarfs ausreicht, zumal etwa zwei Drittel der nieder- 
ländiſchen Steinkohlenproduktion in Limburg ausgeführt 
werden. Auch verſchiedene andere Induſtriezweige find 
ſtark auf den Export angewieſen, ſo die Kakao- und 
Schokoladeninduſtrie und das für Amſterdam fo Harat- 
teriſtiſche Veredlungsgewerbe der Diamantſchleiferei. 
Die Ausfuhr von Diamanten allein nach den Vereinigten 
Staaten beträgt in guten Jahren bis zu 12 Mill. Dollars. 

Bedeutend einſchneidender waren die Aenderungen, 
zu denen die Freihandelspolitik die niederländiſche Land- 
wirtſchaft zwang. Die Konkurrenz der überſeeiſchen 
Getreideländer machte den Getreideanbau immer un- 
rentabler, daher mußte der niederländiſche Landwirt ſich 
nach anderen Betätigungsgebieten umſehen. Dieſe fand 
er einmal in der Viehwirtſchaft, ſodann im Kartoffel- 
und auch Zuckerrübenbau. Mit dieſer Aenderung ging 
eine febr ſtarke Intenſivierung der Kulturen parallel, 
die es ermöglichte, trotz nur geringer Zunahme des 
bebauten Bodens eine ſtarke Erhöhung der Erträge zu 


erzielen. Die Aenderung in der niederländiſchen Land- 
wirtſchaft läßt ſich aus folgender Gegenüberſtellung 
erſehen. Der Anbau der bedeutenderen landwirtſchaftlichen 
Erzeugniſſe betrug — 

im Durchſchnitt der Jahre 1871/1880 1901/1910 
Getreide (außer 55 . 395 680 ha 321 347 ha 
Hafer 627 a 139 470 „ 
Kartoffeln. 985810, 158 734 „ 
Futterpflanzen . 169 103 „ 199 304 „ 


Die Abnahme des Gekkeidsanbaues entſpricht ungefähr 
der Zunahme des Hafer, Kartoffel- und Futterpflanzen⸗ 
anbaues Hierbei iſt zu berückſichtigen, daß der typiſche 
niederländiſche Landwirtſchaftsbetrieb die Mittel- und 
Kleinbauernwirtſchaft iſt, die einen großen Teil des 
produzierten Getreides in der eigenen Wirtſchaft 
verbraucht. Daher hat die Getreide- und Mehleinfuhr 
beſonders in den letzten Jahren ſtark zugenommen. 
Wie ſehr Niederland von auswärtigen Getreidezufuhren 
abhängig ift, hat fich beſonders draſtiſch bei Kriegsaus⸗ 
bruch gezeigt. Damals zwang der geringe Weizenvorrat 
die Regierung zu ganz außergewöhnlichen Maßregeln. 
Die landwirtſchaftliche Kultur hat teilweiſe einer gärt⸗ 
neriſchen weichen müſſen, die die Obft- und Gemüſezucht 
im großen betreibt. Die Ausfuhr an Gartenbauprodukten 
wurde 1908 auf ca. 24½ Mill Gulden geſchätzt. 
Hierunter ift auch die ſehr belangreiche Blumenziviebel- 
ausfuhr gerechnet. 

Die Ausfuhr von Milchprodukten iſt außerordentlich 
bedeutend, fie kann auf ca. 60 Mill. Gulden geſchätzt 


werden. Dabei iſt zu bemerken, daß die Butterausfuhr 
eine Zeitlang erheblich darunter gelitten hat, daß viel⸗ 
fach mit Margarine untermiſchte Butter als reine Butter 
exportiert wurde. Seitdem durch Kontrolleinrichtungen 
eine gewiſſe Garantie für unverfälſchte Ware gegeben 
iſt, hat die Ausfuhr ſich wieder gehoben Die Haupt⸗ 
abnehmer dieſer Produkte ſind Deutſchland, England 
und Belgien. 

Bemerkenswert für die Entwicklung der nieder- 
ländiſchen Landwirtſchaft iſt es, daß die Anpaſſung an 
die veränderten landwirtſchaftlichen Verhältniſſe ganz 
aus eigener Kraft erfolgt iſt Die Regierung hat 
lediglich für den Ausbau des landwirtſchaftlichen Anter⸗ 
richts geſorgt und außerdem die Entwicklung des land⸗ 
wirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſens durch Belehrung 
und ganz geringe fi zanzielle Beihilfen gefördert. 

Der Niederländer ſchätzt überhaupt die Einmifchung 
des Staates in ſeine Privatangelegenheiten nicht ſehr. 
Sehr viel länger als in anderen Ländern hat in Nieder- 
land der Staat die berühmte Nachtwächterrolle geſpielt. 
Nicht mit Anrecht hat man die politiſche Geſchichte 
Niederlands in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
die Geſchichte der liberalen Partei genannt. Seit der 
Verfaſſungsreviſion von 1848, in der die Liberalen unter 
Führung Thorbeckes den Triumph ihrer Grundſätze 
erlebten, haben zwar für kürzere Zeit konſervative 
Miniſterien die Leitung der Geſchäfte gehabt. Da aber 
das niederländiſche Volk, auch ſoweit es nicht politiſch 
liberal war, ſehr ſtark von den allgemeinen Prinzipien 
des Liberalismus (Individualismus) erfüllt war, konnten 
dieſe Miniſterien nicht daran denken, grundlegende 
Aenderungen der Politik durchzuſetzen. Auch die ver- 
ſchiedenen antiliberalen Miniſterien der Zeit nach 1900 
(tonſervativ kann man ſie nicht nennen, da ſie ſich im 
weſentlichen auf eine proteſtantiſch- und katholiſch— 
klerikale Mehrheit ſtützten, in der ſowohl Konſervative 
wie Liberale vertreten waren) konnten nur ſehr vorſichtig 
eine antiliberale Politik treiben. Einem beſonders ſtarken 
Vorſtoß gegen liberale Grundſätze verdankte das letzte 
klerikale Miniſterium ſeinen Sturz. Da die Erfüllung 
ſozialpolitiſcher Aufgaben die Bereitſtellung großer 
finanzieller Mittel erforderte, wollte die Regierung einen 
Syſtemwechſel in der Handelspolitik Niederlands vor- 
nehmen, wobei nicht nur an die Einnahmen für die 
Staatskaſſe gedacht war, ſondern auch die ſchutzzoͤllneriſchen 
Intereſſen einiger Induſtrien befriedigt werden ſollten. 
Der Geſetzentwurf wegen Erhöhung der Zölle, der von 
der alten Kammer nicht mehr erledigt werden konnte, 
bot den Liberalen und Sozialdemokraten ein ausgezeichnetes 
Agitationsmittel im Wahlkampf. Die klerikale Mehrheit in 
der Kammer verſchwand, die Parteien der Linken erlangten 
1913 die Oberhand. Da jedoch die Sozialdemokraten 
ſich nicht entſchließen konnten, die ihnen von den 
Liberalen angebotenen drei Sitze im Miniſterium angu- 
nehmen, kam kein ausgeſprochenes Parteiminiſterium 
zuſtande. Die Königin berief ein „außerparlamentariſches“ 
Miniſterium, deſſen Politit beſtimmt wurde durch die 
Notwendigkeit, mit den Parteien der Linken in der Zweiten 
Kammer zu arbeiten. Oer ſchutzzöllneriſche Tarifentwurf 
der klerikalen Regierung ift bei ihrem Sturze mit in 
der Verſenkung verſchwunden. Wenn auch bei dem 


letzten Wahlkampfe die Frage der „neutralen“ 
(d. h. konfeſſionsloſen) Schule eine gewiſſe Rolle gefpielt 
hat, ſo bekam er ſeine beſondere Note doch durch die Antitheſe 
Freihandel — Schutzzoll. Beſonders intereſſant war es 
dabei, daß ein großer Teil der Induſtrien, für die ein 
Zollſchutz vorgeſehen war, fich durchaus für dieſes Danger— 
geſchenk bedankte, da man bisher ohne Schutz nicht nur 
ausgekommen, ſondern auch konkurrenzfähig geweſen 
war. Von den im einzelnen garnicht zu überſehenden 
Preisverſchiebungen infolge der einzuführeuden Zölle 
bezw. Zollerhöhungen verſprach fich die Mehrzahl der 
Induſtriellen nur Schwierigkeiten und Verteuerung der 
Löhne ſowie der Roh- bezw. Hilfsſtoffe. Die bereits 
erwähnte Abneigung des Niederländers gegen Staats— 
einmiſchung in das Wirtſehaftsleben kam hinzu. Da in 
höheren Zöllen aber eine größere Defraudationsprämie 
ſteckt, iſt eine genauere Kontrolle und damit ein Ein— 
dringen des Staates in die Sphäre der Einzelwirtſchaft 
unvermeidlich. 

Gefördert wird die Abneigung des Niederländers 
gegen alles, was nach Schutzzoll ſchmeckt, durch die 
niederländiſchen Nationalökonomen, die noch vielfach 
auf dem Boden der klaſſiſchen Schule ſtehen und mit 
Adam Smith und Ricardo die zeitlich bedingten Wahr- 
heiten ihrer Wiſſenſchaft für „ewige“ Wahrheiten halten, 
denen veränderte Zeitumſtände nichts anhaben konnen. 
Typiſch hierfür iſt Profeſſor N. G. Pierſon, der vor 
ein paar Jahren verſtorbene Bankmann, Finanzminiſter 
und Nationalökonom, den man den holländiſchen Ricardo 
nennen könnte. Seine Grundauffaſſung vom Egoismus 
bildet den Schlüſſel zum Verſtändnis feiner handels— 
politiſchen Anſichten. Er ſpricht im zweiten Band ſeines 
Lehrbuches der Nationalökonomie davon, „daß der 
Egoismus zwar in ſehr vielen Fällen zu Handlungen 
führt, die der allgemeinen Wohlfahrt Schaden zufügen, 
aber in einer noch viel größeren Anzahl von Fällen zu 
Taten, die die allgemeine Wohlfahrt fördern“. Diefe 
Harmonie des Einzelintereſſes mit dem Geſamtintereſſe 
mutet uns reichlich weltfremd an, bei Pierſon führt die 
Konſequenz dieſer Erkenntnis zu einer prinzipiellen Ab— 
lehnung des Zollſchutzes. Da er außerdem rein wirt- 
ſchaftlich argumentiert, alſo von anderen politiſchen 
Momenten ganz abſieht, verwundert dies Reſultat 
auch nicht. Wohin aber dieſes rein ökonomiſche 
Argumentieren führen kann, zeigt ſich am deutlichſten 
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wohl dann, wenn wir einmal annehmen, die deutſche 
Wirtſchaftspolitik ſei immer nur rein ökonomiſch orientiert 
geweſen. Dann fehlten jetzt alle jene Induſtrien, die 
bei ihrem Entſtehen gegen eine wohl eingeführte 
Konkurrenz des Auslandes anzukämpfen hatten. Da 
aber die meiſten deutſchen Induſtrien ſpäter als die 
engliſchen entſtanden ſind, bedeutete dies weiter, daß nach 
der „ökonomiſchen“ Theorie dieſe Induſtrien nicht hätten 
entſtehen konnen Auch darin gleicht Pierſon den eng: 
liſchen Klaſſikern der Nationalökonomie, daß er ſtets 
von der ſtillſchweigenden Vorausſetzung der Friedens⸗ 
ökonomie ausgeht, die für England ihren typiſchen 
Ausdruck in der Banltheorie findet. 

Wenn nun auch die außergewöhnlichen Umſtände 
dieſes Krieges die niederländiſche Regierung zu beſonderen 
Maßnahmen, wie Ausfuührverboten, Feſtſetzung von 
Höchſtpreiſen uſw., zwangen, ſo iſt die Zuſtimmung der 
Liberalen und Sozialdemokraten doch nur unter der 
Vorausſetzung gegeben worden, daß es ſich um durch 
die Not der Zeit gezwungenen Maßnahmen handele, 
die mit der Rückkehr normaler Zuſtände wieder ver— 
ſchwinden müſſen. 

Zuſammenfaſſend läßt ſich daher ſagen, daß wenig 
Ausſicht be zeht, daß Niederland freiwillig feine Handels— 
politik ändern wird. Die Einſtellung des niederländiſchen 
Wirtſchaftslebens auf den Freihandel, die Abneigung 
des Niederländers gegen ſtaatliche Maßnahmen auf 
dem Gebiet des Wirtſchaftslebens und vor allem das 
Beſtreben, die Anabhängigkeit Niederlands in jeder 
Richtung zu wahren (ein befonderg jetzt ſehr begreifliches 
Beſtreben), machen es wenig wahrſcheinlich, daß ſich die 
Worte des Anterſtaatsſekretärs Zimmermann, wie fie 
vor einiger Zeit durch den niederländiſchen Gozialiften- 
führer Troelſtra wiedergegeben wurden, erfüllen werden. 
Herr Zimmermann hat ſich danach Herrn Troelſtra 
gegenüber dahingehend geäußert, er könnte ſich vorſtellen, 
„daß ſich im Anſchluß an den Krieg eine wirtſchaftliche 
Annäherung zwiſchen verſchiedenen Staaten entwickeln 
und daß Holland es als in ſeinem Intereſſe liegend 
erachten würde, ſich hieran zu beteiligen.“ Es dürfte 
ſich vielmehr für diejenigen, die im Geiſte bereits ganz 
Mitteleuropa als ein Zollgebiet ſehen, empfehlen, erſt 
ganz genau zu prüfen, inwieweit die Vorausſetzungen 
für einen Anſchluß Niederlands an ein derartiges Gebilde 
gegeben ſind. 


Revue der (Preffe. 


Die Vorgänge in der Zuckerverſorgung beſpricht 
Prof. Dr. W. Zimmermann in der Frant- 
furter Zeitung (22. Mai). Durch die Steige- 
rung der Kleinhandelspreiſe für Zucker iſt 

die Zuckerſrage 
wieder einmal aktuell geworden. Die Steigerung 
der Preiſe wird begründet mit der Schwierigkeit, 
genügende Mengen geliefert zu erhalten. Anderer 
ſeits iſt bekannt geworden, daß erhebliche Mengen 
Rohzuder für die Spiritusbrennerei freigegeben wor— 


den ſind. Dieſe beiden Erſcheinungen find mert- 
würdig, da die eine auf Zuckerknappheit, die andere 
auf Zuckerüberfluß hindeutet. Die deutſchen Zucker⸗ 
vorräte ſind zwar nicht bekannt geworden, aber es 
ift anzunehmen, daß mehr als genügend Zucker vor- 
handen iſt, da ein großer Teil der Zuckerausfuhr 
unterbunden iſt. Das Reich ergriff Maßregeln, 
um eine Zerrüttung des Zuckermarktes zu verhindern, 
indem es zunächſt nur einen Teil des Nohzuckers 
freigab. Immerhin wären große Vorräte verbrauchs 


fertigen Zuckers vorhanden geweſen, wenn nicht Die 
Futter mittelknappheit eingetreten wäre. Der Zucker⸗ 
markt war durch dieje Maßnahmen vor einer Preig- 
zerrüttung bewahrt worden. Hinzu kam noch, daß 
die Einſchränkung des Zuckerrübenanbaus preis- 
haltend wirkte. Der jo eingeengte Markt konnte 
leicht durch ſpekulative Maßnahmen beeinflußt wer⸗ 
den. Da 65 % der Zuckerproduktion für den In⸗ 
landverbrauch geſetzlich reſerbiert find, würde fih ein 
Verbrauch von 23 Kilogramm pro Kopf der Bevölke— 
rung befriedigen laſſen; dabei iſt zu berückſichtigen, 
daß der bisherige Kopfverbrauch etwa 19 Kilogramm 
betrug. Die Schuld an dem hohen Zuckerpreiſe 
liegt zweifellos bei der ungenügenden Organiſation. 
Es wäre ſozialwirtſchaftlich ſehr erwünſcht, daß die 
Regierung die Steuer auch für den Zuckeroerbrauch 
der Wenſchen herabſetzte, um dadurch einen größeren 
Zuckerverbrauch zu ermöglichen, und daß außer— 
dem für die Freigabe eines größeren Zuckerquantums 
Sorge getragen würde. Zu dem Thema 
Deutſchland und die Farbſtoffverſorgung der 
Vereinigten Staaten 
ſchreibt Dr. Th. Schuchart in der Kölniſchen 
Zeitung (27. Mai). Er beſpricht einen Bericht 
des Spezialkommiſſars Thomas H. Norton. Amerika 
hat einen Jahresverbrauch aus künſtlichen Farb- 
ſtoffen im Werte von 15 Will. $. Hiervon liefert 
Deutſchland den größten Teil. Die amerikaniſche 
Farbenproduktion iſt ziemlich unbedeutend, einen 
Teil ihrer NRohftoffe muß fie aus Deutſchland be- 
ziehen. Eine große amerikaniſche Farbſtoffinduſtrie 
zu ſchaffen, würde nur dann möglich fein, wenn be- 
ſondere Vorſorgemaßregeln ergriffen werden. Außer- 
dem müßte ein großes Forſchungslaboratorium ein- 
gerichtet werden, deſſen Aufgabe nicht nur in der 
Durcharbeitung der techniſchen Fragen zu beſtehen 
hätte, das ſich außerdem auch im Intereſſe der 
Zuſammenarbeit der einzelnen Induſtriellen betätigen 
ſollte. Die patentrechtliche Lage für die zu 
ſchaffende Induſtrie wäre günſtig, da ein großer 
Teil der auf Farbſtoffe genommenen Patente in 
nächſter Zeit verfällt. Unter Ausnutzung der augen— 
blicklichen Lage hofft man, von den deutſchen Farben- 
fabriken Lizenzen für Amerika zu erhalten. Wenn 
Amerika nicht ſchnell ſich entſchließe, ſei nach dem 
Kriege mit einer wachſenden Vorherrſchaft Deutſch⸗ 
lands im Farbengeſchäft zu rechnen. Bisher habe 
die amerikaniſche Induſtrie allerdings noch keinen 
Mangel gelitten, da die deutſche Regierung bisher 
die Ausfuhr von für die Vereinigten Staaten be- 
ſtimmten Farben zugelaſſen habe. — In der Kölni⸗ 
ſchen Zeitung (19. Mai) behandelt Prof. Dr. 
Wygodzinski den Zuſammenhang zwijchen 
Bevölkerung und Landgebiet 

Er fegt die Bevölkerung des Mutterlandes in Be 
ziehung zur Größe des Neiches und kommt dabei zu 
ſehr intereſſanten Ergebniſſen. Der Wirtſchaſt⸗ſpiel⸗ 
raum eines Wenſchen der Mutterbevölkerung De: 
trägt für Großbritannien 71,1 Quadratkilometer, für 
Frankreich 21,4, für Rußland 17,4, für die Vereinigten 
Staaten 9,9, für Italien 5,4, für Deutſchland 4,7, 
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für Oeſterreich-Angarn 1,3 und für Japan 1,2 Qua⸗ 
dratkilometer. Die Zahlen ſind errechnet auf Grund 
der Angaben von Kjellen. Dieſe Zahlen zeigen die 
ungeheure territoriale Ueberlegenheit der feind 
lichen Staaten, dabei iſt noch zu berückſichtigen, daß 
zu unterſcheiden iſt zwiſchen dem Landbeſitz und dem 
für Europäer beſiedelbaren Boden. Zieht man nur 
den letzteren in Betracht, dann verſchiebt ſich das Ver 
hältnis noch mehr zu Angunſten der Zentralmächte, 
da den großen Siedlungskolonien Englands nur die 
ſüdweſtafrikaniſche Kolonie gegenüberſteht. Bei Zu 
grundelegung des Bevölkerungszuwachſes zeigt id 
das gleiche Mißverhältnis zwiſchen Volkskraft und 
Wirtſchaftsſpielraum. Die Bebölkerungszunahme 
von Frankreich ſteht in gar keinem Verhältnis zu 
dem von dieſem Lande mit Beſchlag belegten Boden. 
Aehnlich iſt es mit England, deſſen abſolute Jah 
reszunahme mit 465 000 etwas mehr als die Hälfte 
der deutſchen Zunahme ausmacht. Da dieſe Zunahme 
aber ſich auf ein Fünftel der Erde verteilt, ſo iſt 
ſie ganz unweſentlich. Anders als bei den Staaten 
des Dreiverbandes liegt die Frage bei Japan, deſſen 
Bevölkerung ſehr dicht iſt. Der japaniſche Expan 
ſionsdrang bedeutet eine Bedrohung der Nandlän 
der des Stillen Ozeans, deren Bevölkerungsdichtig 
keit weſentlich hinter der Japans zurückbleibt. Aus 
allen dieſen Zahlen ergibt ſich für die Zentralmächte 
die Notwendigkeit, ſich einen Spielraum für die 
wirtſchaftliche Entwicklung zu ſichern. — Die Bof 
ſiſche Zeitung (1. Mai) beſpricht die Stellung 
Indiens im Nahmen des engliſchen Wirtſchaftsge 
bietes. Unter den 
Indiſchen Wirtſchaftsfragen 


iſt eine der intereſſanteſten die, daß das Land auf 
dem Weltmarkt nicht die Rolle ſpielt, die ihm feiner 
Größe und Einwohnerzahl nach zukäme. Indien ver 
braucht einen ſehr großen Teil ſeiner landwirtſchaft 
lichen Erzeugniſſe ſelbſt. Nach einer Schätzung des 
letzten deutſchen Konſularberichtes werden fait 90% 
im Lande verzehrt. Ausgeführt werden die Erzeug 
niſſe der Plantagen und etwa die Hälfte der In 
duſtriepflanzen (Baumwolle, Jute uſw.). Die Aug- 
fuhr dieſer Produkte verteilt ſich auf die verſchie 
denen Länder, dagegen ſpielt bei der Einfuhr England 
die größte Volle. Dies entſpricht durchaus dem 
engliſchen Ideal der Ausbeutungskolonie. Aller 
dings kommt dies bei Indien nicht jo ſtark zum 
Ausdruck wie bei den anderen Kolonien, da die 
indiſche Wirtſchaft ziemlich ſtark „autark“ ijt. Wäh, 
rend jeder Auſtralier durchſchnittlich aus England für 
8½% £ Waren bezieht, ergibt die indiſche Einfuhr 
aus England nur 5ʃ½ Schilling. Die Mittel zur 
Bezahlung dieſer engliſchen Einfuhren lieferten di: 
anderen Länder, deren Handel mit Indien paſſiv 
war. Nach Großbritannien und deſſen Kolonien war 
Deutſchland der beſte Kunde Indiens, da es 1912/13 
für 340 Will. Mark Waren bezog und nur für 
140 Will. Mark lieferte. Sehr viel einſeitiger war 
der Handel der Vereinigten Staaten und Japans mit 
Indien, deren Bezügen aus Indien nur ſehr geringe 
Lieferungen gegenüberſtanden. Von einer ſtärkeren 


Induſtrialiſierung Indiens würde Deutſchland den 
Vorteil haben, daß gerade die Waren ſtärker be⸗ 
zogen werden müßten, in denen ſich die deutſche 
Ueberlegenheit auf dem Weltmarkte immer mehr 
gezeigt hat (Maſchinen und Eleftrizitätsinduftrie). 

Im „Oeſterreichiſchen Volkswirte (29. 
Mai) vergleicht Prof. Eugen von Philippo⸗ 
vich 

die Steuern in Oeſterreich und Deutſchland. 
Er geht aus von der Behauptung der Gegner eines 
Wirtſchafts- und Boflbundes zwiſchen den Zentral⸗ 
mächten, daß die hohen Steuern. Oeſterreichs ein 
Hindernis für die Durchführung derartiger Pläne 
ſeien. In der Ueberſicht über die Staatseinnahmen 
ſchaltet Prof. Philippovich die Monopoleinnahmen 
als Unternehmergewinne aus. Die Steuerlaſt auf den 
Kopf der Bevölkerung beträgt in Defterreich 48 Kr., 
davon entfallen auf die direkten Steuern 14,9 Rr, 
auf die Gebühren leinſchließlich Lotto) 10,8 Kr. und 
auf die Verbrauchsſteuern 22,3 Kr. In Deutſchland 
beträgt die Kopfquote der Verbrauchsſteuern (einſchl. 
Bier und Branntweinſteuern) 23,35 IL, außerdem 
kommen hinzu 5,43% an Gebühren und Verkehrs 
ſteuern. Hierunter ſind auch die Zuwachs- und Erb— 
ſchaftsſteuern ſowie die Matrifularbeiirige aufgeführt, 
da dieſe Steuern in Oeſterreich unter Gebühren ge 
rechnet werden. Der Wehrbeitrag als einmalige Ab 
gabe bleibt beim Vergleich unberückſichtigt. Der Ber- 
gleich würde ungenügend ausfallen, wenn nicht auch 
die Steuern der Einzelſtaaten berückſichtigt würden. 
Prof. Philippovich zieht Preußen als größten Ein⸗ 
zelſtaat zum Vergleich heran. Da die Erwerbsein 
künfte des Staates aus den Eiſenbahnen, Domänen, 
Forſten und Bergwerken nicht berückſichtigt werden, 
bleibt eine Steuerſumme von 496,7 Will. oder auf 
den Kopf der preußiſchen Bevölkerung 19,2 /, zu 
fammen mit den erwähnten Neichseinnahmen ergibt 
dies eine Belaſtung auf den Kopf der Bevölkerung 
von 40,55 ./ Das Bild iſt jedoch erft vollſtändig, 
wenn auch die Zuſchläge bzw. eigenen Steuern der 
Kommunalkörper berückſichtigt werden, die ſowohl im 
öſterreichiſchen als auch im deutſchen Steuerweſen 
eine erhebliche Summe ausmachen. Sie betragen in 
Oeſterreich 8 Kr. im Durchſchnitt auf den Kopf der 
Bevölkerung, wobei Schwankungen zwiſchen 17 und 
6,23 Kr. vorkommen. Nach einer Zuſammenſtellung 
betrugen die Gemeindeabgaben für 38 öſterreichiſche 
Städte durchſchnittlich 44 Kr. Da in Dentichland die 
Kommunalkörper berückſichtigt werden, die ſowohl im 
Oeſterreich ſind, ſteigt die Steuerlaſt auf den Kopf 
der Bevölkerung in Deutſchland über die öſter— 
reichiſche. Aus dem Vergleich geht jedenfalls hervor, 
daß die Höhe der öſterreichiſchen Steuern durchaus 
kein Hinderungsgrund für einen engeren wirtſchaft— 
lichen Zuſammenſchluß bilden würde, wie dies viel 
fach behauptet worden iſt. In der Kölniſchen 
Zeitung (26. Mai) wird auf die Schwierigkeiten 
hingewieſen, die ſich für 

die deutſche Seideninduſtrie im Verkehr mit 

Frankreich - 

ergeben. Die geſetzlichen Maßnahmen Frankreichs 
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im Wirtſchaftskriege gegen die Zentralmächte erınög- 
lichen es den franzöſiſchen Gewerbetreibenden, die 
mit Angehörigen feindlicher Staaten ge⸗ 
ſchloſſenen Verträge aufheben zu laſſen, wenn ihnen 
aus dem Fortbeſtehen Schaden entſtehen würde. 
Außerdem beſteht ein Handelsverbot mit dieſen. 
Dieſe Rechtslage iſt für die deutſche Seideninduſtrie 
außerordentlich unangenehm, da ſie ihre franzöſiſchen 
Lieferanten nicht zur Erfüllung der beſtehenden Berz 
träge zwingen kann. Infolge der Unmöglichkeit der 
Lieferung ſind dieſe von der Verpflichtung 
zur Leiſtung befreit, daher können die deutſchen 
Fabrikanten keine Schadenerſatzanſprüche geltend 
machen. Da die Lieferung der Rohſeide aber für 
die franzöſiſchen Verkäufer infolge des ſtarken Preis- 
falles vorteilhaft ſein würde, laſſen fie ſich »eicht 
von den Verträgen entbinden, ſondern verlangen von 
ihren Abnehmern, mit denen fie Lieferungsverträge 
auf längere Zeit geſchloſſen haben, Angabe der zu 
liefernden Sorten. Wenn die deutſchen Firmen 
dieſen Aufforderungen nicht nachkommen, werden ſie 
in Verzug geſetzt, die franzöſiſchen Firmen treten 
vom Vertrage zurück und ſtellen Schobenerſatzforde— 
rungen. Die franzöſiſchen Lieferanten haben alfo 
ihre deutſchen Kunden vollſtändig in ihrer Hand. 
Die deutſchen Firmen befinden ſich in einem Zuſtand 
großer Unficherheit, da fie nich' wiſſen, wie ſich ihre 
Rechtslage nach dem Kriege geſtalten wird. Sie 
haben deshalb bei der Regierung durch verſchiedene 
Eingaben Vergeltungsmoßregeln verlangt. Bisher 
find dieſe Beſtrebunger jedoch erfolglos geweſen, 
da nicht alle Induftr.ezweige das gleiche Intereſſe 
an einer Aufhebuno der mit feindlichen Ausländern 
geſchloſſenen Vert-äge haben, und da außerdem die 
Regierung di, Vergeltungsmaßnahmen beim 
Friedensſchluß eventuell wieder aufheben will, ſo— 
weit ſie in beſtehende privatrechtliche Verhältniſſe 
eingreifen. Da eine Wiedereinſetzung der Vertrags⸗ 
parteien ir. den vorigen Stand aus länger dargelegten 
Gründen für die Seideninduſtriellen als nicht 
wünſchenswert bezeichnet wird, iſt den Eingaben 
des Pereins deutſcher Seidenwebereien eine Berechti⸗ 
gung nicht abzuſprechen. In einem Artikel 
über die 

Beteiligung des Handwerks an Heereslieferungen 
in der Kölniſchen Volkszeitung (1. Juni) 
weiſt Thomas Eſſer⸗Euskirchen darauf hin, daß 
die Klagen des Deutſchen Handelstages über eine 
Bevorzugung des Handwerks durchaus ungerecht⸗ 
fertigt ſeien. Zwar hat das Handwerk zum Teil durch 
Vermittlung der Handwerkskammern Lieferungen er= 
halten. Sie ſtehen jedoch in keinem Verhältnis 
zu den Aufträgen, die Handel und Induſtrie erhalten 
haben. Eine nach dem Kriege vorzunehmende Unter= 
ſuchung über den Anteil des Handwerks an den 
Lieferungen wird zweifellos zeigen, daß dieſe durchaus 
nicht der Bedeutung entſprechen, die das Handwerk 
für das Wirtſchaftsleben beſitzt. Das Handwerk 
hatte außerordentliche Schwierigkeiten zu überwinden, 
ehe die richtige Form für die Beteiligung an den 
Lieferungen gefunden war, da die Behörden nicht 


mit jedem einzelnen Handwerker in Verbindung 
treten konnten. In einem Referat des Handwerks⸗ 
kammergeſchäftsführers Dr. Joſ. Wilden Düſſel orf, 
iſt darüber eingehend berichtet worden. Als beſte 
Organiſationsform zur Erlangung von Heeresliefe⸗ 
rungen empfiehlt Dr. Wilden die Genoſſenſchaft. 
In der Frankfurter Zeitung (22. Mai) iſt 
eine dem Statiſtiſchen Jahrbuch deutſcher Städte 
entnommene Tabelle über 
die deutſchen Stadtanleihen 


abgedruckt. Ende 1912 betrug die Anleiheſchuld der 
deutſchen Städte 4588 Mill. M Bis Kriegsbeginn 
wird ſich dieſe Zahl auf ungefähr 5 Milliarden 
erhöht haben. Wit Rückſicht auf die mannigfachen 
Ausgaben, die der Krieg den Städten auferlegt, 
iſt anzunehmen, daß nach dem Kriege zahlreiche 
Städte den Kapitalmarkt werden in Anſpruch nehmen 
müſſen. Die Anleihepolitik der einzelnen Städte 
zeigt große Abweichungen. Während manche den 
größeren Teil der Anleihen für produktire Zwecke 
(Betriebe und Anſtalten) aufgenommen haben, über 
wiegen bei anderen die unproduktiven Schulden. Bei 
den Städten über 50000 Einwohnern hielten ſich 
die beiden Arten ungefähr die Wage. Zu der eriten 
Gruppe gehören u. a. Berlin (263 Will. produktive 
und 150 Will. unproduktive Schulden), Bremen (42 
bzw. 16 Mill.), Mannheim (48 bzw. 22 Will.), und 
Stettin (48 bzw. 14 Mill.). In der zweiten Gruppe 
befinden ſich u. a. Düſſeldorf (53 bzw. 113 Mill.), 
Wilmersdorf (8 bzw. 41 Will.), Eſſen (7 bzw. 39 
Millionen). - Zur Frage der 

Beteiligung der Großbanken am freien Verkehr 


äußern ſich die meiſten größeren Zeitungen. Als 
Ergänzung zu den Ausführungen an anderer Stelle 
dieſes Heftes iſt es vielleicht ganz intereſſant, auf 
einige dieſer Stimmen hinzuweiſen. In der Deut⸗ 
ſchen Tageszeitung (30. Mai) wird auf die 
Gefahren des „Kursſchnittes“ hingewieſen und als 
Schutzmittel dagegen vorgeſchlagen, die Kurſe zwar 
nicht zu veröffentlichen, ſie aber doch amtlich feft- 
ſtellen zu laſſen. Die Schlußnoten ſollten durch 
ein Organ des Börſenvorſtandes abgeſtempelt werden 
als Zeichen dafür, daß der richtige Kurs eingeſetzt 
ſei. — Gegen die Behauptung, daß es den Banken 
um die Kursſchnitte zu tun fei, wendet ſich die 
Frankfurter Zeitung (2. Juni, Abendblatt) 
nach deren Informationen nicht beabſichtigt iſt, 
zwiſchen Geſchäftsabſchluß und Benachrichtigung des 
Kunden die im § 11 der Bedingungen zuläſſige 
Zeitſpanne zu benutzen. Dies Recht fei mit Nüd- 
ſicht auf die Möglichkeit von Verkehrsſchwierigkeiten 
vorgeſehen. Die Frankfurter Zeitung teilt weiter 
mit, daß die Großbanken auf dem, Standpunkt 
ſtänden, wer zu den neuen Bedingungen kein Ber- 
trauen faſſen könne, ſolle ſeine Geſchäfte durch andere 
Inſtitute erledigen laſſen. Zu der „radikalen Er 
ſetzung der Kommiſſionärfunktion“ durch die des 
Eigenhändlers ſind die Banken gekommen infolge 
der Nechtsunſicherheit, die ſich daraus ergibt, daß 
die Börſe auch weiterhin offiziell geſchloſſen iſt. Die 
Ungebundenheit des freien Verkehrs erforderte 


239 == 


größere Freiheiten auch für die Banken. Nun wird 
allerdings von verſchiedenen Seiten beſtritten, daß 
die Banken ihre Geſchäfte an der Börje in die 
Form des Eigenhandels kleiden könnten, da micht 
die Form ſondern der wirtſchaftliche Zweck des Ge 
ſchäftes entſcheide. (Berliner Tageblatt, 
5. Juni.) Aehnlich äußert ſich auch eine Zuſchrift an 
die Kölniſche Zeitung G. Juni) über die 
Stellung der Banken als Kommiſſionär beim An 
und Verkauf von Wertpapieren. In dieſer wird 
beſonders darauf hingewieſen, daß die Stellung der 
Vanter als Kommiſſionär, die ihnen durch das Ge 
ſetz zwingend zugewieſen ſei, nicht abhängig iſt 
von der augenblicklichen Nichtgeltung der “Sorten 
gebräuche. Die Rigorofität der neuen Bedingungen 
wird allgemein anerkannt und inſofern begrüßt, 
als ſie geeignet iſt, einen zu ſtarken Zuſtrom von 
Börſenaufträgen zu verhindern. Die Berlin er 
Morgenpoſt (30. Wai) bezeichnet ſie ſogar in 
dieſem Falle als volkswirtſchaftlich nützlich. 


Umschau. 


Von den Behörden wird dauernd 
gepredigt, dass es notwendig sei, 
während der Kriegszeit in den Fragen der inneren Politik 
den Burgfrieden zu halten. Die Presse bält diesen Burg- 
frieden so gut wie es eben bei den starken Tempera- 
menten, die unter den Journalisten häufiger als in anderen 
Berufen zu finden sind, sich ermöglichen lässt. Aber 
meıkwürdigerweise scheint es gewissen Politikern und 
mehr noch gewissen Unteinehmerkreisen besonders schwer 
zu fallen, jetzt vom politischen und sozialpolitischen Ge- 
zänk abzusehen. So veröffentlicht z. B. der Inbaber der 
Schichauwerke, der Geheime Kommerzienrat Dr.-Ing. h. c. 
Ziese, in der Deutschen Wirtschafiszeitung vom 1. Juni 
unter der Ueberschrift: „Ueber die von den Gewerk- 
schaften angestrebte Monopolisierung der Arbeitsvermitt- 
lung“ einen heftigen Angriff gegen die parilälischen 
Arbe'tsnackweise, der wirklich geeignet ist, den Burg- 
frieden in schwerster Weise zu gefährden. Der umſarg- 
reiche Artikel bekämpft die Politik der Gewerkschaften 
und die paritätischen Arbeitsnachweise mit all jenen 
Argumenten, die hundertfach bereits von der Arbeitgeber- 
presse hervorgehoben und von der Arbeiterpresse bestritten 
worden sind. Der Ton des Artikels ist so gehässig und 
setzt die ganzen Bestrebungen der Arbeitergewerkschaften 
in so beschimpfender Weise herab, dass man das Er- 
scheinen eines solchen Aufsatzes während dieser ernsten 
Zeit nur auf das tiefste bedauern kann. Der Aufsatz ist 
aber ausscrdem auch noch flüchtig geschrieben. Denn er 
entbält eine ganze Anzahl von Widersprüchen. Einen 
dieser Widersprüche möchte ich hier erwähnen. Herr 
Geheimrat Ziese sagt an einer Stelle: 


„Verhänguisvoll ist der Zusammenhang der öffent- 
chen Arbeitsnachweise mit der städtischen Armenpflege 
und die Rücksichtnahme auf deren Finanzen, In dieser 
Tlınsicht gilt als Grundsatz städtischer Arbeitsvermittlung, 
dass einheimische Arbeiter den auswärtigen vorgezogen 
werden. Das mag vom Gesichtspunkt des städtischen 
Armenbudgeis zu empfehlen sein, nicht aber vom 
Gesichtspunkt der Industrie; nicht Geburts- und Heimats- 


Burgfrieden ? 


ort, das Können und die Fähigkeiten des Arbeiters 
entscheiden dessen Brauchbarkeit für den Arbeitgeber.“ 


An einer anderen Stelle äussert sich Herr Geheimrat 
Ziese dagegen folgendermassen: 


„Es ist ein grosser Unfug der öffentlichen Arbeits- 
nachweise, dass sie in falschem Ehrgeiz und in dem 
Bestreben, rechı viele Stellen zu vermitteln, jeder ihnen 
von auswärls zugehenden Bitte um Beschaffung von 
Arbeitermaterial entsprechen, wodurch der bereits er- 
wähnte grosse Uebelstand entsteht, dass den Arbeit- 
gebern am Orte ihre guten eingeschulten Arbeitskräfte 
fortgenommen und unter Gewährung von Geldmitteln. 
zu denen die Arbeitgeber in Form vou Kommun Isteuern 
noch ihre Beiträge zahlen müssen, nach auswärts ver- 
schickt werden.“ 


Heır Gehcimrat Ziese kann also nicht einmal den 
Burgfrieden zwischen den verschiedenen Anschauungen 
seines eigenen Kopfes herstellen. 

Herr Rechtsanwalt Dr. Erich 
Eyck schreibt mir: „Zum 
zweiten Male ist das Bürger- 
liche Gesetzbuch einer Abänderung unterzogen worden. 
Das erste Mal (1908) handelte es sich um die Haftung 
des Tierhalters, die zu dessen Gunsten beschränkt wurde 
($ 833 Abs. 2). Diesmal hat die Gesetzgebung eine Be- 
stimmung abgeändert, die sich als ein schwerer Nachteil 
für den Realkredit herausgestellt hat. Nach $ 573 kann 
der Eigeniümer eines Grundstücks über die künftigen 
Mieten verfügen, und der Erwerber des Grundstücks 
muss sich diese Verfügung für dasjenige Kalender- 
vierteljahr, in dem das Eigentum auf ihn übergeht, ebenso 
wie für das darauf folgende Vierteljahr gefallen lassen. 
In ähnlicher Weise war der Hypothekengläubiger machtlos, 
der in der Regel erst durch die Anordnung der Zwangs- 
verwaltung Beschlag auf die Mieten legen konnte ($ 1124 
BGB., $ 148 ZwVG.). Auch wer ein Grundstück in der 
Zwangsversteigerung erstand, musste gemäss $ 57 des 
Zwangsversieigernngsgesetzes derattige Verfügungen über 
die Mieten in diesem Umfang gegen sich gelten lassen. 
Namentlich dieser Fall zeitigte sehr unerfreuliche Er- 
scheinungen. Es hatte sich auf Grund dieser gesetzlichen 
Bestimmungen bei un:oliden Hauseigentiimern fast als die 
Regel berausgebilde-, dass sie, wenn die Subhastation 
bevorstand, die Mieten für zwei Quartale schleunigst ab- 
traten und den Eılös für sich verwendeten. Das taf 
namentlich den zweiten Hypothekengläubiger sehr schmerz- 
lich, und eine am Buchstaben haftende Rechtsprechurg, 
die sich überhaupt diese Fragen zum Tumme'pl tz erwählte, 
bat den Schaden noch vergrössert. Das Reichsgericht 
hat sich nämlich anf den Standpunkt gestellt, dass die 
Verfügung über die Mieten dem Ersteher gegenüber, selbst 
wenn es ein Hypoth, kengläubiger ist, auch für das beim 
Zuschlag laufende und das nächste Kalendervierteljahr 
wiıksam ist (Entscheidung des Reichsgerichts in Zivil- 
sachen, Bd. 64, S. 415). Wurde also im April die Zwangs- 
verwaltung verfügt und im Dezember das Haus versteigert, 
so war dem Ersteher im ganzen für vier Vierteljahre 
die Miete entzogen. Die Gerichte, insbesondere das 
Kammergericht, haben allerdings aul der anderen Seite 
häufig dadurch geholfen, dass sie derartige Ab'retungen 
für anfechtbar eıklärten, aber dies konnte gewiss nur als 
ein Notbehelf angesehen werden; denn es ist doch ein 
wenig befriedigender Zustand, dass das Gesetz bestimmte 
Verfügungen ausdrücklich für wirksam, das Gericht sie im 
Einzelfall aber für anfechtbar eıklärt, und dass der 


Die Beschränkung 
der Mietszessionen. 
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Käufer der im Vertrauen auf das Geseiz sein bares 
Geld hingegeben bat, es wegen der doch häufig 
recht zweifelhaften Anfechtbarkeit des Rechtsgeschäfts 
verliert. Die Ueberzeugung, dass hier eine Aenderung 
Platz greifen müsse, war deshalb ganz allgemein. So konnte 
denn die Reichsregierung auch in der Kriegszeit dem Reichs- 
tag einen abändernden Gesetzentwurf vorlegen, auf den 
sich in der Tat alle Parteien sehr schnell geeinigt haben. 
Die wesentlichsten Gedanken dieses neuen Gesetzes sind die 
folgenden: Zunächst wird die Wirksamkeit der Abänderung 
für die Regel auf ein Quartal beschränkt. Ganz wollte 
man dem Grundstücksbesitzer aus guten: Gründen das 
Recht, über seine Mieten zu verfügen, nicht entziehen. 
Diese Beschränkung auf ein Vierteljahr könnte aber zu 
für den Mieter nachträglichen Folgen führen, wenn der 
Eigentumsübei gang in den letzten Tagen eines Ouartals 
erfolgt; denn es kommt nicht selten vor, dass der Mieter 
aus persönlichen Gründen schon vor dem Vierteljahrsersten 
seice Miete bezahlt. Erfolgt dann nach der Zahlung, aber 
vor dem Quartalsschluss, der Eigentumsübergang, so würde 
der Mieter unter Umständen zu einer zweiten Zahlung 
an den Erwerber verpflichtet sein. Es ist deshalb voi- 
gesehen worden, dass die Verfügung in denjenigen Fällen, 
in denen der Uebergang des Eigentums innerhalb des 
letzten halben Monats eines Kalendervierteljahrs 
erfolgt, insoweit wirksam ist, als er sich auf den Mieiszivs 
für das folgende Kalendervierteljahr bezieht. Wer ein 
Haus in der Zeit zwischen dem 15. und 31. Mäız erwirbt, 
soll sich nicht darüber beklagen dürfen, wenn ihm die 
Miete für das Vierteljahr vom April bis Juni entzogen ist. 
Eine zweite Abänderung des Gesetzes fasst insbesondere 
den Fall der Zwangsverwaltung und Zwangsver- 
steigerung ins Auge, Die unbefriedigerde Recht- 
sprechung hatte eine ihrer Hauptwurzeln darin, dass auch 
in diesem Falle die beiden Vierteljahrevon dem Eigentums- 
übergang berechnet wurden, während der wirtschaftlich 
massgebende Zeitpunkt der der Beschlagnahme ist. Es 
wird deshalb durch einen neuen Paragraphen des Zwangs- 
versteigerungsgesetzes bestimmt, dass die Beschlag - 
nahme des Grundstücks an Stelle des Uebergangs 
des Eigentums entscheidend ist. Um den Gläubiger der 
Notwendigkeit zu überheben, die mit hohen Kosten ver- 
bundene Zwangsvei waltung nur zwecks Ausschließung der 
Vorausverfügungen herbeizuführen, ist die Beschlagnahme 
zum Zecke der Zwangs versteigerung derjenigen zum Zwecke 
der Zwangsverwaltung in ibrer Wirkung zugunsten des 
Erstchers gleichgestellt worden. Vielfach wird freilich 
gleichwohl die Zwangsverwaltung notwendig sein, damit 
der Hypothekengläubiger die bis zum Zuschlage fälligen. 
Mieten einziehen kann; den erst von da ab gebühren sie dem 
Ersteher (d 56 ZwV G). Freilich wird durch die neue Regelung 
die Lage des Mieters zuweilen eine etwas schwierige werden, 
denn er wird häufig nicht wissen, an wen er zu zahlen hat, 
Dem kann er sich freilich durch Hinterlegung der Miete 
unter Verzicht auf die Rückgabe entziehen. Darüber wird 
er aber oft nicht unterrichtet sein. Der Entwurf sah vor, 
dass der Beschlagnahmebeschluss dem Mieter zuzustellen 
ist. Der Reichstag hat darüber hinaus noch beschlossen, 
dass dem Mieter gleichzeitig eine Belehrung über seine 
Rechtslage vom Gericht erteilt wird. Das Gesetz stellt 
somit einen wirklichen Fortschritt dar: Es wird helfen, 
den Grundstticksverkehr von einer seiner hässlichsten 
Erscheinungen zu befreien.“ 


Plutus-Merktafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor: 


Mittwoch, | Reichsbankausweis. — G.-P.: Grohner 

9. Juni Wandplattenfabrik, Victoria Versiche- 
250 —27/ 0% rupgs-Ges. 

|| Ironage-Bericht. — Bar kauswelse London, 

Paris. — @.-V! Eisenbahnsignalanstalt 


| Jütel Akt.-Ges., Act.-Ges. Schaeffer & 
Walcker, Stahlwerk Krieger, Ludwig 
Wessel Akt.- Ges. Porzellan- u. Steingut- 
fabrikation, Kostheimer Cellulose- u. 
Papierfabrik, Felten & Guilleaume Carls- 
werk, Baza -Akt.-Ges. — Schluss der 
Eipreichungsftist Akt.-Ges. f. chemische 
Produkte, Scheidemandel. 


Donnerstag, 
10. Juni 
25/3 2778 %o 


Freitag, 
11. Juni 


2 G.-V.. J. A. John Ast.-Ges. 
Ja ls 0 


Baukaus wels New York. — @.-V.: C. & G. 


nn Müller Speisefeitfabrik, Kaliwerke 
20% —37õ7 % Aschersleben, Friedrichsbülte, Wuns- 
4 1872071 torfer Portland-Cementwerke. 
Montag, G. -F. Schlesische Elekuiznäts- u. Gas- 
14. Juni Akt.-Ges., Lübecker Maschinenbau- 
23/1 — 3 94 Gesellschaft. 
@.-V.: Deutsche Erdöl-akt.-ues., Julius 
Dienstag, Pintsch Akt. - Ges., Maschinenlabrik 
15. Juni Grevenbroich. — Schluss des Bezugs- 
27,3% ıechts Aktien Saccharinfabıik Fahlberg 
List. 
Mittwoch, | Reichsbankausw:is. — G. , Accumuwa- 
16. Juni torenfabrik Berlin Hagen, Berlinische 
2¾—3% |  Lebensversicherungs-Ges. 
vonuerstag, rr 
17, Juni Bankausweise London, Paris. 
23, a -ii 
Freitag, | 
18. Juni | 
23/1 U 
19 ian | Bankausweis New York. — @.-V.: Nord- 
23) — 31a 0% deutsche Affinerie-Ges. 
Montag, G.- V.: Gebr. Körnung Acu- Ges., Oellabiix 
21. Juni Gross-Gerau, Zellstofffabıik Kagnit, 


25 —3ʃ½ 0% Heinrich Lapp Akt.-Ges. 

@.-V.: Deutscher Anker Peusious- u. Lebens- 
versicheıungs-Ges., Hannoversche Bau- 
Ges., Lübeck-Büchener Eisenbahu-Ges., 
Allianz Versicherungs-Ges., Terrain-Ges. 
am Teltow-Kanal Rudow- Johannisthal, 
Königsberger Immobilien-Ges., Th. Gold- 
schmidt Akt.-Ges. Essen, Chemische 
Fabriken Weiler-ter Meer, Bergbau-Akt.- 
Ges. Justus, Akt.-Ges. f. Maschinen- 
papier fabrikation. 


Dienstag, 
22. Juni 
2/6 % 


Verlosungen: 

14. Juni: 2½% Griechische National- 
bank Prämjen-Anl. (1904). 15. Juni: 
2½% Brüsseler 100 Fr. (1902), Credit 
foncier de Fiance (1887), 3% Obl. 
Credit foncier Egyptien (1886, 1903, 
1911), Freiburger 20 Fr-Lose (1898), 
Holländische 15 Gld. (1904), 4% Pariser 
500 Fr. (1865), 5% Suez-Kanal 500 Fr. 
(1868). 20. Juni: Congo 100 Fr. (1888), 
3% Pariser 400 Fr. (1910). 22. Juni: 
Credit foncier de France 2*/,% Pfandbr. 
(1895), 23/,%, u. 3% Komm.-Obl. 
(1892, 1906, 1912). 


Gedanken über den Geldmarkt. 


Der Uebergapg in den letzten Quartalemonaten hat 
sich in der gleichen leichten Form vollzogen, in der wir 
die Erledigung der Ultimoverpflichtungen nun schon seit 
Monaten sich abspielen sehen. Wohl sind noch genügend 
Ausprüche vorhanden, die sich gerade auf die Tage der 
Monatswenden konzentrieren, aber die freien Reserven des 
cffenen Marktes sind ebenso gross, dass die Monatsüber- 
gänge, soweit sie nicht einen Quartalswechsel bedeuten, nicht 
mehr als ein leichtes Kräuseln an der Oberfläche des grossen 
Reservoirs kerbeifübren und selbst die Vierteljahreswenden 
keinen nachhaltigen Einfluss hervorrufen können. Dabei 
darf man aus dem Bilde, das der andere Gradmesser der 
Geldmarktserscheinungen, der Reichsbankausweis, bietet, 
sogar feststellen, dass der Einfluss der wirtschaftlichen 
Vorgänge auf den monetären Verlauf der Mo: atswenden 
in stetem Steigen begriffen ist, was als erfreuliches Zeichen 
für die zunehmende Regsamkeit des Wirtschaftslebens ge- 
deutet werden darf. 

Gerade der zuletzt veröffentlichte Bankausweis per 
ultimo Mai illustriert diese Erscheinung aufs beste, wenn 
man die Entwicklung der Aulagekonten im Vergleich zum 
Vorjahre betrachtet, in dem zwar verkältnismässige Geld- 
flässigkeit, im allgemeinen aber doch völlig normale wirt- 
schaftliche Verhältnisse bestanden haben. Bei die em Ver- 
gleich ergibt sich fast die gınz gleiche Summe der Be- 
anspruchurg für dieses Jahr wie für 1914, wobei man 
natürlich die Verringerung der Dailchnskasscenau: leihungen 
um 53 Mill. .f6, die in der letzten Maiwoche eingetreten 
ist, von dem Plus der Wechselanlage abziehen muss, um 
zu einer richtigen Gegenüberstellung mit dem Jahre 1914 
zu kommen. Rechnet man die Veränderung auf dem 
Konto der fremden Gelder hinzu, so kommt man aller- 
dings zu einem etwa 110 Mill, 46 geringeren Kapital- 
bedarf des laufenden Jahres. Auch der Mebrbedarf, den 
der Ultimo an Unmilaufsmitteln erfordert, zeigt keine grosse 
Verschiedenheit gegen das Vorjahr. Der vorliegende 
Ausweis bringt einen Mehrumlauf von 175 Mill % Reichs- 
banknoten, ausserdem sind etwa 26 Mill. Darlehenskassen- 
und Reichskassenscheine in den Verkehr geflossen, von 
denen 3 Mill. Zuwachs des Metallbesiandes zu kürzen ist. 
Es hat also eine Vermehrung der Umlaufsmittel um knapp 
200 Mill. stattgefunden, wogegen das M:hreifordernis des 
Verkehrs im Vorjahre etwa 228 Mill. betragen hat. 


»Die Vermeidung jeder entbehrlichen Vermehrung des 
Bedarfs an Umlaufsmitteln, die in der heutigen Zeit be- 
sonders anzustreben ist, sollte in den gegenwärtigen Er- 
örterungen über die Nutzbarwachung der zukünftigen Ernte 
für die Allgemeinheit nicht ausser acht gelassen werden. 
Es ist hier nicht der Ort, über das Für und Wider der 
sich kreuzenden Interessen der Landwirtschaftsorgani- 
sationen, des (etreidehande!s, der Kriegsgetreidegesell- 
schaft usw. zu sprechen, es sei kur daran erinnert, dass 
bei Uebernahme der Bestände aus den Händen der Pro- 
duzenten Formen gefunden werden müssen, die einen allzu 
grossen und plötzlichen Aufwand von Bargeld vermeiden. 
Wenn, wie es zu erwarten ist, grosse Mengen von Boden- 
produkten von derselben Stelle und zum selben Zeitpunkt 
übernommen und bezahlt werden Sollen, es werden be- 
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deutende Barsummen in Bewegung gesetzt werden müssen, und Preussens sind etwa 1/,%, höher erhältlich uni finden 
da ein grosser Teil des bäuerlichen Kleinbesitzes noch bedeutenden Absatz. Das grosse Anlagebedürfnis prägt 
keinen Bankverkehr kennt und daher im Verrechnungs- sich übrigens auch am deutschen Anleihemarkte stark aus, 
verkehr nicht zu erreichen ist Man wird also gut tun, wo sämtliche Werte des Reichs und Preusscns feste Tendenz 
die Lieferungstermine und Zahlungsfristen, eventuell unter bekunden. Namentlich die vorjährige und letzte Kriegs- 
Zins vergütung, an die Lieferanten nach Möglichkeit zu anleihe werden wieder lebhaft gekauft, so dass die neueste 
staffeln. Ia normalen Zeiten, wo der Atsıtz der Ernte Emission trotz der gewaltigen Summe, die zur Ausgabe 
dem freien Ermessen des Landwirtes zusieht, verteilt sich gelangt ist, bereits ein erfreuliches Aufgeld über den 
auch die geldliche Regulierung auf einen längeren Zeit- Zeichnungspreis bedingt. 
raum, ausserdem findet auch bei dem kleinsten Produzenten Der Valutenmarkt lag in der verflossenen Woche 
eine gewisse Verrechnung mit Vermeidung von Barzahlungen wieder recht fest und brachte namentlich für die holländischen 
statt, indem der Händler, der das Getreide übernimmt, und die skanlinavischen Devisen eine ansehnliche Steige- 
vielfach Futtermittel dagegen zur Lieferung bringt. rung. Auf dem Weltmarkt hält sich Italien auch nach 
Am offenen Markt sind nach dem Ultimo die leichten Kriegsbeginn noch recht hoch, es scheint, dass hier 
Zinssätze, die vorher in Geltung waren, bereits wieder er- Rimessen der Dreiverbandsstaaten nach Italier, die einen 
reicht worden. Tägliches Geld bedingt kaum 3%,, während Bestandteil der zugesagten finanziellen Unterstützung bilden, 
der Privatdiskont trotz Eintritts in den QOuartalsmonat sich eine gewisse Rolle spielen. 


auf kaum mehr als 3½ % stellt. Schatzwechsel des Reichs 


Warenmarktpreise im Mai 1915. 
— Be — e K —— — 


3 10. 17 25 Alle 
Weizen New Yoik. . . ei 172.50 162°), j 1661/, 159 1317, ets. per bushel 
Mais Chen so Een £ TUE 76 738), 75 768/5 cis. per bushel 
Mais Ber) ee S 605— 620 | 595 - 605 | 570-605 590—675 | 610-630 NM. per Tonne 
Gerste Berlin a S S. 630 620—635 | 610—649 | 610—645 | 630—665 | M. per Tonne 
Ribo eee 162 159 158 169 162 M. per dz 
Eisen u a 65/3 63/10 64/9 65/9 657 sh/d per ton 
een ᷑ a 28716 215 2 2 23°); | d per Uoze 
Kupfer engen 8 161), 791), ERS, 76 N, E per ıou 
Zi a eo no ma E 1621/3 WERA WESE 164 163 Æ per ton 
Blei enden .; 203/4 20 20½ 18 20½ per ton 
A ( A 66 64 65 75 86 per ton 
Baumwolle Liverpool. 5.49 5,05 5,28 — 5,09 cts. per engl. Pfd. 
Baumwolle New Vork 10.20 9,70 9.55 9,70 960 | cts. per amerik Pfd. 
Beireleum Ned ee, & 7 50 7,50 7,50 7,50 7.50 cts. per Gallone 
Schi o a 10,15 9,90 9,50 9,70 9,97!/,| Doll. per 100 Pid. 
Schmalz Hamburg. An 149 150 | 148—149 | 149-150 | 151—152 — M. per dz 
Eier, frische, Berlin, beste Sorten . 5,30 —6,70 | 6,30— 6,70 7.30 7,50 7,30 - 7,60 | 7,65—7,90 M. per Schock 
ee e Berlin es SE 167 RE | RR 165—168 | 158—161 |, M. per dz 
Kartoffeln Berlin (Dabersche). . . 12—14 12—14 12—12,50 11,50-12,50 10—11,50| M. per dz 


Plutus-Archiv. 
Meue Eiteratur der Molkswirtfchaft und des Rechts. 


(Der Herausgeber des Plutus bekält sich vor, die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders zu 
besprechen. Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


(Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Ruohhandiung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 
Voreinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Schmollers Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwal» waltung in Bosnien. — Helene Siiuon, Das Jugendrecht. 
tung und Volkswirtschaft im Deutschen Reiche. Ein soziologischer Versuch. — Einst Wagemann, Die 
39. Jahr gang. Herausgegeben von Gustav Schmoller. deutschen Kolonisten in Südamerika. Anirittsvorlesung. 
Erstes Heft. Preis pro Heft 15,— , München und - Cal Pyritz, Marokkanische Währungsverhältnisse. — 
Leipzig 1915. Verlag von Duncker & Humblot. Oswald Schneider, Kriegssteuern. — Gustav Schmoller, 

Max von Rümelin, Kanzler der Unive sität Tübingen, Lujo Brentano zum 70. Geburtstage. — Heinrich Henker, 

Der Tübinger Vertrag vom 8. Jali 1514, Festrede. — Ansprache an Lujo Brentano. — Georg Jäger, Der marxisti- 

Walther Köhler, Die Objektivität. Untersuchungen über sche Neukritizismus. Kritische Bemerkungen. — Gustav 


die logische Struktur des Wertrteils. — Carl Ba'lod, Die Schmoller, Friedrich Engels und Karl Marx. Ihr Brief- 
Volksernährung in Krieg und Frieden. — Georg Sigwart, wechsel von 1844 bis 1883. - 


Die Fiıuchtbarkeit des Bodens als historischer Faktor. — Frauendienstjahr. Von Dr. Kaethe Schirmacher. 
G. Grosch, Organschaft und Stellvertretung. — Otto Most, Vortrag gehalten am 2 Kriegsvortragsabend des Frauen- 
Zur Wirtschafts- und Sozialstatistik der höheren Beamten kapital“ am 22. Februar 1915. Preis 0,25 . Berlin- 


in Preussen. — Bela von Horvath, Die militärische Ver- Wilmersdorf 1915. Verlag „Frauenpresse“ e. G. m. b. H. 


Die Konsumvereinsbewegung in Großbritannien. 
Von Theodor O. Cassau. München und Leipzig 1915. 
Verlag von Duncker & Humblot. Preis geh. 6.— A 

Historische Einleitung: Die ersten Versuche. — Der 

Aufschwung von 1828-1832. — Die Rochdaler Pioniere. 

— Die christlichen Sozialisten. — Die Gründung des C. W. C. 

— Die Gründerjahre. — Der Genossenschaftsbund und die 

Gewinnbeteiligung. — Die heutige Bewegung. — Die ge- 

nos senschaftliche Organisation der Konsumvereine: Mit- 

glie ler zahl. — Geschäftsanteil. — Versammlung. — Leitung. 

— Agitation. — Revision. — Austritt. — Auflösung. — 

Die Besteuerung der Konsumvereine. — Die geschäftliche 

Organisation der Konsumvereine: Lebens- und Genuss- 

mittel: Kolonialwarenladen. — Lieferung ins Haus. — 

Personal. — Manko. — Bäckerei. — Mühlen. — Fleischerei. 

— Milch. — Gemüse. — Speisekäuser. — Apotheken. — 

Kleidung und Haushaltartikel: Manufakturwaren — Schnei- 

derei. — Finanzen. — Kassenwesen. — Statistisches und 

Allgemeines. — Der Genossenschaftsbund: Allgemeines. — 

Bildungswesen. — Presse. — Die Grosseinkaufsgesell- 

schaften: Die Gründung — Genossenschaſtliche Organisation. 

— Geschäftliche Organisation. — Beziehungen zur Aussen- 

welt: Die Konsumvereine und der private Handel — Die 

Konsumvereine und die Gewerkschaften — Die Konsum- 

vereine und die Politik — Schlusswort. 

Der Krieg im Dunkel. Roman von Ludwig Wolff. 
Preis 1.— . Berlın 1915. Verlag von Ullstein & Co. 

Handelshochschule Berlin. Amtliches Verzeichnis der 
Vorlesungen und Uebungen. Sommersemester 1915. 
Preis 0,30 %. Berlin. Verlag von Georg Reimer. 

Handwörterbuch der Kommunalwissenschaiten. 
Herausgegeben von I. Brix, H. Lindemann, O Most, 
H. Preuss, A. Südekum. Preis pro Lieferung 3,50 M. 
Jena 1914. Verlag von Gustav Fischer. 

Band IV. Lieferung 5: Stadt und Stadtverfassung. 

— Stadtärzte. — Stadtbarken — Städtebau. — Stä tte- 

geschichtliche Museen und Sammlungen. — Stadtrat. — 

Stadtverfassungen. — Sadiverordnete. — Statistik. 

Stellenvermittleggesetz. — Steuerprivilegien. — Stiftungen. 

— Strassenbau. — Strassen- und Kleinbahnen. — Suassen- 

reinigungsgebühren und Beiträge. — Streikklausel. —- 

Stufenaufbau der Elementarschulen. Sutmissionswesen. 

— Talonsteüer. 

Zeitschrift für Kommunalwissenschaft, Unter 
ständiger Mitwirkung von Oberverwa'tungsger chtsrat 
Ruffmann, Prof. De. van der Borght, Kai‘. Prä.i- 
denten a. D., und Prof. Dr. Maas, Herausgeber der 
Bibliographie der Sozialwissenschafter, herausgegeben 
von Dipl.-Ingenieur Alfred Berlowitz. Monatlich 
1 Heft. Preis pro Heft 1,50 ., pro Jahr 15. — M. 
Verlag Deutsche Verligsanstalt in Stuttgart und Berlin. 

Prof. Dr. Edler von Hoffmann, Die Selbstverwaltung 
in Preussen, ibre Fortschritte und Rückschritte. — Ober- 
bürgermeister v. Wagner, Ueber Lebensmittel- und Brenu- 
stoffversorgung der Kommunen wäbrend des Krieges. — 

Freiherr von Wrangel, Die endgültige Schadenermittiung 

in der Provinz Ostpreussen. — Regierurgsassessor Dr. 

jur. et. phil Krull, Ausgleich der Kommunalabgaben und 
kommunale Finanzsta'istik. 

Staatsbürger - Bibliothek Heft 57. 
leitung. Preis 0,40 . M. Gladbach 1915. 
vereins-Verlag G. m. b. H. 

Krupp in Essen. Die Bedeutung der deutschen Waffen- 
schmiede. Von Dr. Hermann Hasse, Dozent der 
freien Hochschule, Berlin. Heft II der „Deutschen 
Kraft“: Kriegskultur und Heimarbeiten 1914/1915. 
Herausgegeben von Leo Colze. Preis pro Heft 0,50 A. 
Berlin, Leipzig und Wien 1915. Arthur Collignon 
Verlag. 

Statistik. Von Professor Dr, Heinrich Bleicher, 
Stadtrat in Frankfurt a. M. 1. Band. (Sammlung 
Göschen Nr. 746.) Preis in Leinwand gebunden 0,90 WM. 
G. I. Göschen'sche Verlagshandlung G. m. b. H. in 
Berlin und Leipzig. 

. Begriff und Geschichte der Statistik. — Die Stoff- 

einteilung. — Allgemeines über Methode, Organisation 


Jur gwehr - Ar- 
Volks- 


N E 


und Technik der Statistik. — Die Form der Erhebung und 
die Gewinnung und Veröffentlichung des Materials. — 
Die analytische Bearbeitung. — Phys kalische Statistik, — 
Die Bedeutung der physikalischen Statistik. — Bevölkerungs- 


statistik oder Sozialstatistik i. e. S. — Begriff der Be- 
völkerungsstatistik. — Der Bevölkerungszustand. — Die 
Bevölkerungsbewegung. — Die Gemeinschaften. — 
Literatur, 


DeutscherBörsen-Kalender und Eifekten-Handbuch 
1915. Beilage zur Frankfurter Zeitung. Preis für 
Nichtabonnenten 2,— A. Frankfurt a. M. 1915. Selbst- 
verlag der Frankfurter Sozietätsdiuckerei G. m. b. H. 

Der Gegensatz zwischen Oesterreich- Ungarn und 
Russland. Von Dr. Alexander Redlich. Preis 
geh. 1, — .#. Stuttgart und Berlin 1915. Verlag der 
Deutschen Verlagsanstalt. 

Die wirtschaftliche und soziale Lage der tech- 
nischen Privatangestellten in der deutschen 
Elektroindustrie. VonDr.-Ing. Richard Czwalina. 
Preis geh. 1,80 #. Berlin 1914. Verlag von Julius 


Springer. 

Einleitung. — Tätigkeit der Angestellten in kom- 
binierten und Sozialbetrieben. — Vorbildung der An- 
gestellten. — Dienstverhältnis der Angestellten. — Zu- 
sammenschluss der Unternehmer. — Zusammenschluss 


der Angestellten. — Verzeichnis der angeführten und be- 

nutzten Literatur. 

Die Rechenmaschinen und das Maschinenrechnen. 
Herausgeber K. Lenz. Ban! 490 der Sammlung 
„Aus Natur und Geisteswelt.“ Preis geb. 1,25 WM. 
Berlin und Leipzig 1915. Verlag von B. G. Teubner. 

Die Rechenvorrichtungen für die Addition und Sub- 
traktion. — Die Rechenvorrichtungen für die Multiplikation 
und Division. — Geschichtliches über Rechenmaschinen, 

— De Hauptbestandteile und die Einteilung der Rechen- 

maschnen. — Die Addiermaschinen ohne Antriebhebel 

(obne Druck werk). — Die Addiermaschinen mit Antrieb- 

hebel (mit Druckwerk). — Die. Sprossenradmaschinen 

(Oahner Maschinen). — Die Staffelwalzenmäschinen 

(Thomas-Maschinen). — Die Mercedes-Euklid-Maschinen. 

— Die nach dem Maltiplkationsprinzip arbeitenden 

Rechenmaschinen und veig'eichende Uebersicht über alle 

Recheamaschiner. — Die Scbreibrechenmaschinen. — 

Die logarithmischen Rechenvorrichlungen. 

Reliefkarte von Aegypten und dem Suezkanal. 
(Reliefkar en von den Kriegsschauplätzen Nr. 16.) Preis 
0,25 A. Franckb'sche Verlagshandlung, Stuttgart. 

Deutsche Gedichte. Zur Wiederholung un! zur Er- 
inrerung für Schule und Volk zusammengestellt von 
Prof. Dr. Feldmann. Preis gebunden 2.— . 
M.-Gladbach 1915. Volksvereins-Verlag G. m. b. H. 

Hauswirtschaftliche Rezepte. Herausgegeben vom 
Verband für soziale Kultur und Wohlfahrtspflege (Ar- 
beiterwohl) Zwölftes Het: Kartoffeln mit der Schale 
gekocht. Dreizebntes Hefi! Gemüse und Salate in der 
Kriegszeit. Preis je 0,10 % (Porto für 3 Hefte 0,05 A.). 
M.-Gladbach 1915. .Volksvereins-Verlag G. m. b. H. 

Die Vermögens rechte des Königs von Preussen. 
Eine ıechishistorische Studie von Eddy Endell. 
Preis 1,20 KY. Berlin 1914. Verlag von R. Trenkel. 

Die Rechte des Königs von Preussen im allgemeinen. 

— Vermögensrechte öffentlich-rechtlicher Natur. — Die 

Kronfideikommissrente. — Steuer-, Gebühren- und Porto- 

freiheit. — Befreiung von der Einquartierungslast im 

Frieden und der Fourageleistung. — , Vermögensrechte 

privater Natur. — Fidekommissarisch gebundene Güter- 

massen. — Freies individuelles Privateigentum. 

Sammlung der neuesten Entscheidungen in Karto- 
thek. Ausgabe VI. Jahrgang 1915. Preis pro Heft 
2,50 . Giessen 1915. Verlagsbuchhandlung Emil Roth. 

Heft I: Entscheidungen zu den Kriegsgesetzen 

Der Britenspiegel. 200 treffende Urteile über die 
Engländer aus allen Zeiten und Ländern mit einer Ein- 
führung von Dr. Gustav Winter. Preis 1,50 . 
Leipzig 1915. Verlagsbuchhandlung von Otto Gustav 
Zehrfeld. 
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Generalversammlungen. 
r Gesellschaft gibt den, Tag der Gencralversammlung an, die zweite den Schluss- 


(Die erste Zahl hinter dem Namen de 
der Bekanntmachung im Reichsanzeiger. Der Ort ist der 


termin für die Aktienanmeldung und die dritte den Tag 


Generaive-sammlungsort. Unsere Aufstellung enthält die Generalversam 


Aachen - Mastrichter Eisenbahn - Gesellschaft, 
Sachen, = 2 ln. 19. 5. e Accumulatoren- 
Fabrik A.-G. Berlin-Hagen, Berlin, 16. 6., 12. 6, 
21 5 e Adoltshütte, Kaolin- und Chamottewerke 
A-G., Bautzen, 19. 6., 16.6., 18.5. K. E. G. Schnell- 
ae. le ee e e e ST A.-G. 
Bad Salzschlirf, Bad Salzschlirf, 19. 6., 10 6 , 5. 
e A-G. „Badenia“, Offenburg, 15. 6., (Do Bee 
e A-G. Bielefelder Reitbahn, Bielefeld, 19. 6., —, 
2. 6. ə A-G. der Evangelischen Gemeinschaft in 
Preussen i. Liqu., Elberfeld, 19. 6, — 25. 5. 
A.-G. Deutsches Volksblatt, Stuttgart, 17. 6, —, 
20. 5. % A.-G. für Baubedarf, Solingen, 25. 6., == 
21 5. „ A-G. für Circus- und Theaterbau, Frank- 
furt m, M., 19. 6., 17. 6., 19. 5. A.-G. für Gas- 
und Electricität, Cöln, 26. 6., —, 31. 5. % A.-G. 
für Glasfabrikation vormals Gebrüder Hoffmann, 
Dresden, 17. 6, 10, 6, 20. 5. % A.-G. für Hoch- und 
piefbauten, Frankfurt a. M., 16. 6., 12. 6., 20. 5. 
A-G. für Industrie- und Grunderwerb, Breslau, 
25 6., 22. 6., 28. 5. e A-G. f. Maschinenfabrikation, 
Aschaffenburg, 22. 6., 20. 6., 2. 6. „ A.-G. „Here 


seler Erziehungs-Anstalt‘‘, Hersel, 23% 0 3179: 
e Actien- Gesellschaft Konzertgarten i. Liqu., Berlin, 
22. 0. —, 1. 6. e A.-G. Mechanische Bautischlerei 


und Holzgeschäft in Liqu., Bad Oeynhausen, 26. 6., 
—, 29. 5. % A.-G. Möncheberger Gewerkschaft, 
Cassel, 6. 6., —, 1.6. % A.-G. „Reussengrube 
Erdfarben- und Verblendsteinfabrik, Gera-R., 17. 6. 
14, 6. 25. 5. A.-G. Schaeffer & Walcker, Berlin, 
10. 6., 7. 6, 21. 5. A.-G. Zuckerfabrik Göttingen, 
Göttingen, 14. 6., — 28. 5. Actien-Mälzerei Soest 
i. Liqu., Soest, 21. 6., —, 23. 5. © Actien-Maschinen- 
bau-Anstalt vormals Venuleth & Ellenberger, Darm- 
stadt, 14. 6., 11. 6., 27. 5. e Actien-Zuckerfabrik 
“Bichthal“‘, Oelver, 19. 6. —, 28. 5. ® Actien- 
Zuckerfabrik Jerxheim, Jerxheim, 22. 6. —, % dO 
e Actien-Zuckerfabrik Malchin, Malchin, 17. 6., —, 
1. 6. e Actien-Zuckerfabrik Salzdahlum, Salzdahlum, 
14 6. — 28. 5. „ Actien-Zuckerfabrik Stendal, 
Stendal, 14. 6. — 25. 3. 0 Actien-Zuckerfabrik 
Uelzen, Uelzen, 14. 6. —, 29. 5, e „Allianz“ Ver- 
sicherungs-Actien-Gesellschaft, Beil 22 6, 21 6% 
18. 5. „ Alsatia Feuer-Versich. A.-G., Strassburg, 
24. 6.. — 3. 6. „ Ascherslebener Baugesellschaft. 
Aschersleben, 15. 6., —, 19. 5. 

Bad Orber Kleinbahn, Gelnhausen, 17. 6., —, 
21 5, e Badische A.-G. für Rheinschiffahrt & See- 
transport, Mannheim, 26. 6., 22, G 20 5 Bank 
für Landwirtschaft & Gewerbe A.-G. Cöln, 23. 6., 
20. 5. e Bauverein H. L. Sterkel A.-G., Ravens- 
burg, 12. 6. — 27. 5. Bautzener Tuchfabrik A.-G. 
Dresden, 12. 6. 8. 6., 25. 5. © Bendorfer Volks- 
Bank A. -G, Bendore 241 6, — 28. 5:40 Bergbau- 
X. G. Justus, Düsseldorf, 22. 6., —, 29. 5. e Bergt 
baugesellschaft Teutonia, Hannover, e lee 
97 5. e Bergische Kleinbahnen A.-G. Elberfeld, 
Doom ee e ee Bergwerksverein Hohen- 
kirchen, A.-G. i. Liqu., Berlin, 25. 6. — 2. 6. © 
Berliner Land- und Wasser- Transport- Versicherungs- 
Gesellschaft, Berlin, 14. 6., =, 25. 5. e Berliner 
Makler-Verein, Berlin, 26. 6., 23. 6. 2.6. e Ber- 
liner Speditions- und Lagerhaus A.-G. vormals 
Bartz & Cor Bering 210 male: 29. 5. e Ber- 
liner Verwaltungsgesellschaft A.-G.. Berlin, 25. 6., 
Jr Oa 3, KeefiBerlinische Lebens-Versicherungs- 
Gesellschaft. Berlin, 16. 6., 14. 6.. 29. 5. e Blanken- 
burger Bank A.-G., Blankenburg a. IE raO, 
27 5. „ Bochum-Gelsenkirchener Strassenhahnen 
A.-G., Essen-Ruhr, 26. 6., 22. 6. 28.5. e Bochumer 
Bergwerks-A.-G.. hin, sr (er e eee 
Bonner Preussenkneipe, Berlin, 25. 0., —, 20. 5. @ 
Brauerei A.-G. vormals D. Streib, Rastatt, 21. 6., —, 
1. 6. e Bremer Carosserie-Werke vormals Louis 
( e NG. Bremen 10 26,412 6% 2 


mlungen sämtlicher deutsche Aktiengesellschaften.) 


Bremer Droschken-A.-G., Bremen, 18. 6., 15. 6. 
28. 5. e Bremer Möbelindustrie A.-G., Bremen, 
25, % 2 6, 28 % e Bunt- und Luxuspapier- 
Fabrik Goldbach, Dresden-A., 23. 6., 17. 6., 31. 5. 
e Bürener Portland-Cemeni-Werke A.-G., Düssel- 
dorf, 16. 6., — 20. 5. e Bürstenfabrik Erlangen, 
Erlangen 15 0. 17 5: 

Chemische Fabrik Grünau, Landshoff & Meyer 

ee e e Chemische 
Fabriken vormals Weiler - ter Meer, Cöln, 22. 6., 
17. 6., 28. 5. e Colmarer Handels-A.-G., Colmar, 
DOM ee 0: : 
96. 5. e Deutsche Lebensversicherungs-Bank A.-G., 
Berlin, 25. 6, — 2. 6. e Deutsche Niederlassung s- 
A.-G., 25. 6, —, 2. 6. e Deutsche Niederlassung s- 
scher InentsinsgskBerlin, 152.0,655.05 
10. 5. e Deutsche Schachtbau-A.-G., Nordhausen, 
24 6. 21. 6., 3. 6. e Deutsche Solvay-Werke A.-G., 
Frankfurt a. M., 25. 6., —, 1.6. e Deutsche Stein- 
werke C. Wetter A.-G., Würzburg, 24. 6, 20. 6. 
28. 5. e Deutsche Versicherungs-Ges., Bremen, 25. 6., 
22. 6., 3. 6. e Deutsche Wasserwerke A.-G., Berlin, 
24. 6., 20. 6., 2. 6. e Deutscher Anker, Pensions- 
und Lebensversicherungs-A.-G., Berlin, 22. 6., 18. 6., 
91. 5. „ Deutschland, Lebens-Versicherungs-Act.- 
Ges e e 0, ee ee Dömmitzscher Thon- 
ee e ee, e 23.00: 20.45. an Doorn 
kaat“ Brennerei- und Brauerei-A.-G., Norden, 16. 6., 
—, 91.5. e Düsseldorfer Baubank, Düsseldorf, 23. 6., 
16. 6., 31. 5. e Düsselkämpchen, Bau-A.-G., Düssel- 
dorf 25. 6 2 6. I nme Dyckerhoff & Wiel- 
mann A.-G., Biebrich a. Rh., 15. 6., 215 

Heinr. Ehrhardt A.-G., Zella St. Blasii, 2600 
e 10 Eisenbahnsignal-Bau- Anstalt Max 
Jüdel & Co. A-G., Braunschweig, 10 26, 28:605 
21 5. e Elektrische Strassenbahn Barmen-Elber- 
feld, Elberfeld, 26. 6., 22. 6., 2. 6. e Electricitäts- 
A.-G. vormals C. Buchner, Wiesbaden, 4. 6., = 
25, 5. e Elsässische Druckerei und Verlagsanstalt 
A.-G., Strassburg, 22. 6., 18. 6., 27. 5. e Elsflether 
Holzcomptoir, Elsfleth, 15. 6., 27. 5. 10 Eng- 
lischer Garten A.-G., Altona, 11. 6., —, 25. 5.0 
Erzgebirgische Holzindustrie A.-G.. Brand-Erbisdorf, 
Ie , 2 5, ESNA G Mannheim, 26. 6., 
— 29. 5. e Europäische Güter- und Reisegepäck- 
Versicherungs-A.-G., Budapest, i eee S, 

Farbwerk Mülheim vormals A. Leonhardt & Co., 
Tsankfurkean, N. 22. 6% 18 6% 15. T Färberei 
& Appreturansialten Georg Schlebes, A.-G., Reichen- 
Den e dO on e e Dontuna ls der 
AGB enlin e Onee Freigerichter 
Kleinbahn, Gelnhausen, 17. 6., —, Zee, 

Ludwig Ganz A.-G., Mainz. 21. 6., 17..=0 7228903 
e Gaswerk Trebnitz (Schlesien) A. G., Trebnitz. 
19. 6. 16. 6. 1. 6. e Gemeinnützige Baugesell- 
schaft "A-G. Trier, 15.26., — 31.1.5. © Th. Gold- 
OT EA Essen Ruin 22 10 1900 28. 5. 
Grand Hotel de Russie (Russischer Hot) A.-G., 
Berlin, 23. 6., 19. 6., 2. 6. e Grimme, Natalis & Co., 
Komm.-Ges. a. Akt., Braunschweig, PORO, eb geh 
2. 6. e Grohner Wandplattenfabrik A-G. Bremen, 
9. 6 5. 6., 21. 5. e Grossenhainer Webstuhl- und 
Maschinen-Fabrik A.-G., Grossenhain, 26. 6., 22. 0.. 
3. 6. 

Hagener Gemeinnützige Baugesellschaft, Hagen 
i. Westf. 18 O, —, 29. 5. è Hamburg-Bremer 
Kückversicherungs-Act.-Ges., Hambu:g, 10. 6., 18. 6., 
1. 6. e Handelsgesellschaft ländlicher Genossen- 
sehen Alten eee er Or al 6. 1. 6 „ Han- 
noversche Baugesellschaft, Hannover, 22a e ee ee 
1. 6 „ Hansa Allgemeine Versicherungs-A.-(r., 
Hamburg, 11. 6.. —, 21.5. % J. C. Hedemann A-G., 
Badbergen, 18. 6., 14. 6, 31. 5. e Hoch- und Tief- 
bau A.-G. i. Liqu., Danzig, 19. eo, AO 
„Hohenzollern“ Versicherungs-A.- G., Cöln, 19. Ó., 


15. n Ile G Hotel Fürstenhof A.-G., Hannover, 
24. 6., 20. 6., 27. 5. e B. Holthaus Maschinenfabrik 
A.-G., Osnabrück 19. 6., 16. 6., 29. 5. Gebr. 
Hörmann A.-G., Dresden, 21. 6., 19. 6., 23. 5. 
Ilseder Hütte, Gr. - lisede, 20. 6., 22. 6., 23. 5. 
Inn, e zu Berlin Berlin, 22: 0,025 I e 
e Internationale Stickstotf-A.-G., Wiesbaden, 25. 6. 
2 e B 
Kaliwerke Aschersleben, Berlin, 12. OF 
21. 5., © Kaliwerke Prinz. Adalbert A.-G. i. Liqu., 
Hannover, 18. 6., —, 27. 5. „ Katholische Töchter- 
schule in Stuttgart A.-G., Stuttgart, 21, 6. „ J, 6. 
„ Kleinbahn A.-G. Selters-Hachenburg, Berlin- 
Schöneberg, 26. 6, 23. 6., 17. 5. e Kohlensäure- 
werk „Deutschland! A.-G., Giessen a. del 2820, 
19. 6., 31. 5. e Königsberger Immobilien- und Bau- 
gesellschaft 1. L., Königsberg a, Ik Nö, 
20. 5. e Gebr. Körting A.-G., Hannover, 21. 0., 
16. 6., 21. 5. e Max Kray Co, e Berl, 


8. 0., 


20% 6% 2 0 E G Kunstanstalt vormals Etzold 
& Kiessling A.-G., Leipzig, 9. e 203: 
Landeshuter Mühlenwerke A.-G., Landeshut 


ie, e 0, Bine ee 5. ə Heinrich Lapp A.-G. 
für Tiefbobrungen, Aschersleben, 21. O e (ek 
1. 6. e Leher Hartsteinwerk A.-G., Lehe, 18. 0. 
—, 29. 5. Lingner - Werke A.-G., Dresden, 19. 0. 
13. 6,, 25. 5. e Lippische Zuckerfabrik zu Lage, 
Lage, 10. 6. 21. 5. e Löninger Bank-Verein 
AEG nl oningen 20 21. 5. e Louisenwerk, 
Thonindustrie-A.-G., Artern, 24. 6., 20. 9% 20 
Lübeck-Büchener Eisenbahn- Gesellschaft, Lübeck, 
22. 6, 15. 6, 21. 5. e Lübecker Maschinenbau- 
Gesellschaft, Lübeck, 14. 6., 11. om ile 
Marienburger Ziegelei und Tonwarenfabrik A.-G., 


Marienburg i. West. 21. O, 16. 6., 3. 6. e Ma- 
schinenfabrik Grevenbroich, Coln, 15. 6., OS: 
„ Metallwerke Neheim A.-G., Paderborn, 26. 0., 


22 6. 31. 5. e Metallwerke vorm. J. Aders A.-G., 
Neustadt-Magdeburg, 26. 6., 25. 6., 3. 6. » Mittel- 
deutsche Treuhand A.-G. i. L, Wiesbaden, 12. 0. 
21. 5. e Molkerei & Schweinemästerei A.-G 
Schwaförden, 19. 6., — 28. 5. e Mülhauser Disconto- 
Bank A.-G., Mülhausen i. E., 14. C., e 
Münchener Installationsgeschäft für Licht und Wasseı 
A-G., München, 16. 6., 10. 6., II ok 

Naundorf & Poser A.-G. für Teppichfabrikation, 
Gera-R., 24. 6., 21. 6., 29. 5. e Neubeckumer Port- 
land-Cement- und Wasserkalkwerke „Zollern A.-G., 
Essen-Ruhr, 22. 6., 18. 6. 25. 5. e Neue Bonner 
Zeitung A.-G., Bonn a. Rh, 10. 6. PESI ApS 
Niederrheinische Dampfschleppschiffahrts - Gesell- 
schaft, Düsseldorf, 24. 6., —, 1. 6. e Norddeutsche 
Affinerie, Hamburg, 19. 6., 16 0% 1. 0, „ Nord- 
deutsche Sprengstoff werke A.-G., Hamburg, 30. ô., 
22. 6., 21. 5. e Nürnberger Lebensversicherungs- 
Berlin, 23. 6., 19. 6., 29. 5. 

Oberrheinis he Versiche ungs- Gesellschaft, Mann- 
heim, 24. 6., 20. 6., 27. 5. e „Ocean“ Versicherung sr 
AG,» Hamburgs lag 0. 12 39. 5. „ Oelfentliche 
Badeanstalt, Oldenburg, 19. 0., 18. 6., 29. 5. Oel- 
fabrik Gross- Gerau- Bremen, Bremen, 21, 6,2186, 
31. 5. e Orenstein & Koppel—Arthur Koppel A.-G., 
Berlin, 23. 6.,19. 6., 29. 5. 

Paderborner Bank, Paderborn, 26. C., 22. 6., 
2 6. e Papierfabrik Krappitz A.-G., Frankfurt a. M., 
23. 6. 19. 6., 31. 5. e Papierfabrik Oberschmitten 
W & J. Monfang A-G., Frankfurt a. M., 19. 6., 
17 6., 21. 5. e Julius Pintsch A=, Berlin, 157%, 
10. 6., 20. 5. e Gebr. Poensgen A.-G., Düsseldorf, 
6. 17, 6% 29 G Portland-Cementwerke „Ro- 
land“ A.-G., Beckum, 28. 6, e 
zellanfabrik Moschendorf A-G, Hot, 23. 6., =r, 
29. 5. „ Porzellanfabrik Fraureuth A.-G, Fraureuth, 
12. 6, 9. 6., 21. 5. „ Prinzregentenplatz Act., 
München, 23. 6., 21. 6., 23. 5. © Projektions-Akt.- 
Ges. „Union‘‘, Berlin, 26. G., 24. Ø, 3. 6. e Pyrophor- 
„ A.-G., Essen-Ruhr, 24. 0., le OE, 

Rappoltsweiler Strassenbahn A.- G., Rappolts- 
weiler, 26. 6, —, 31. 5. è Rheinische Baugesell- 
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schaft i. Liqu., Cöln, 26. 6., 19. 6, 29. 5. % Rha- 
nisch- Schlesische Versicherungs-Bank A.-G., Berlin, 
29. 6% 20 6% 3. 6 „ IID Riedel A.-G., Berlın, 
23, a ne Rosheimer Mech. Buntweberei 
K Strassburg, 12. 6, — 25 

Saline Ludwigshalle, Wimpfen, 16. 6, —, 31. 3. 
e Sanatorium Bühlau, Weisser Hirsch bei Dresden 
A.-G., Dresden, 20. 6., 17. 6., 14. 5, % „Sechritas“ 
Feuer-Versicherungs-A.-G., Berlin, 22% 0, MANNO; 
98. 5. e Siegen-Lothringer Werke (A.-G. vorm. 
H. Tölzer Söhne, Siegen, 25. 6., —, 3, 6. e Sonder- 
burger Elektrizitäts-Werk A.-G., Sonderburg, 26. 0., 
22 6., 3. 6. e Speditions-Verem Mittelelbische Hafen. 
und Lagerhaus-A.-G., Dessau, o 0. 0R 2 >: 
e Spiegelglaswerke „Germania“ A.-G., Porz-Urbach 
pacon Be 5 e Spinnerei-A -G. vorm. 
Job. Friedr. Klauser, M.-Gladbach, 26. 6., 20. 6., 
29. 5. e Spinnerei und Weberei Hüttenheim-Ben- 
feld, Frankfurt a. M., 26. 6., e ee Aue 
deutsche Spiritusindustrie Kommanditgesellschaft aut 
Actien, München, 5. 6., —, 2 

Scheielhauer & Giessing &. -G. Fabrik feuer- 
tester Produkte, Duisburg, 8. G eee 
Schiffs- und Maschinenbau- A.-G., Mannheim, 15. 6., 
1 d 2o De Schlesische Accumulatorenwerke 
A-G. i. Liqu, Breslau, 18. 64 D 10, Teia S 
Schlesische Electricitäts- und Gas-A.-G., Berlin, 
14i O dz 6 15, 5 S Schlesische Kleinbahn A.-G., 
Berlin, 24. 6., 20. 0. 28. 5. ® Schubert & Salzer, 
Maschinenfabrik A.-G., Chemnitz, 10 , 15,6% 65 

Steinkohlen - Bergbau - Gesellschaft „Humboldt, 
Frankfurt a. M., 22. 6., 19, 6, 29 5. e Stellawerk 


A.-G. vormals Wilisch & Co., Calne 21005 e 0s 
21. 5. „ Stolberger Sayett - Spinnerel, Stolberg 
(Rhld.), 15. 6., —, 25. 5. e Stolberger Wasserwerks- 
Gesellschaft, Stolberg Nhl. )], 22 6., ar Oa e 
„ Strassburger Baugesellschaft vorm. J. & E, Klein 
und Otto -Balck & Co,, Strassburg 1. Els., 16. 0. 
i 

Conrad Tack & Cie. A.-G., Berlin, 24. 6. 


2. 6% 20. 5. „ Terrain- Gesellschaft am Teltow-Canal 
Rudow-Johannisthal A.-G., Berlin, 22. 6., 18. 6, 
20.5. e Terrain-Gesellschaft am Zoologischen Garten 
Düsseldorf A.-G., Düsseldorf, 20 % 6% E 
Leonhard Tietz A.-G., Cöln, 20% % 6 eY 
e Traben-Trarbacher Peleuchtungs- Gesellschaft A.-G., 
Traben-Trarbach, 24. b., 20, 0., J 6. e Trotha-Senne- 
witzer Actien-Ziegeleien-Gesellschaft, Halle a. 9, 
22. 6., —, 21. 5. 
Vereinsbrauerei 
La 
meine Versicherungs-A.-G., 


Höhscheid A.-G., Höhscheid, 
5, e Victorla zu Berlin, Allge- 
Berlin, 9. 6., —, 21. 5. 

Ernst Wasmuth, Architektur-Verlag, Architek- 
tur-Buchhälg. u. Kunstanstalten A.-G., Berlin, 26. 6., 
23. 6. 3. 0. „ Wayss & Freytag A.-G., Neustadt 
e eee e e e 2. 6. e Welter Electricitäts- 
& Hebezeugwerke A.-G., Cöln, 22. 6, 17. 6, 27. 5. 

e We:e'er Portland-Cement- und Thonwerke, Wesel, 
25. 6., 22. Gy 31. 5. ® Westdeutsche Handelsgesell- 
schaft A.-G., Cöln, 25. 6,, 21. 6, 1.6. e Westdeutse he 
Terrain- und Baubank A.-G., Essen, 26. 6. 22.70., 
2 6. e Westendorp & Wehner A.-G., Cöln a. Rb., 
19. 6. 15. 6, 29. 5. © Westpreussischer Verlag, A -G. 
für Verlag und Druckerei, Danzig, 16. 6, —, 25. 5. 0 
Wilhelma, Allg. Vers.-A.-G., Magdeburg, 22. 6., 
18. 6, 3. 6. © Würzburger Strassenbahnen A =G., 
Würzburg, 23. 6., 19. 6., 31. 5. 


Joh. Ph. Zauges Ne Spalte, ee eee 
ig e e on 2.00 Zoologischer Garten K.-G., 
Hannover, 23. 6, — 3. 6. e Zuckerfabrik Gross- 


zünder E. Kaul & Co., Kommanditgesellschaft auf 
Actien, Danzig, 19. 6, 15. 6., 1. 6. e Zuckerfabrik 
Körbisdorf, Halle a. S., 22. 6., 17. 6., 31.5. e Zucker- 
fabrik Niederhome A.-G., Niederhome, 19. 6., 
31. 5. e Zuckerfabrik Pelplin, Pelplin, 26. 6., =; 
31, 5. e Zuckerfabrik Salzwedel, Salzwedel, 16. 0., 
D Zuckerfabrik Wendessen, Wendessen, 
12 6.5 25, 5. „ Zwickauer Electricitätswerk- 


und Strassenbahn-A.-G., Dresden, 18. 6., 14. 6., Pi) 5: 


Verantwortlich fiir den redaktionellen Teil: Ourt Misfeld in Berlin 


E 
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Deutsch-Südamerikanische Telegraphengesellschaft, A.-G., Löln. 
Bilanz auf den 31. Dezember 1914. 


ni 


Aktiva. Ef M. Pf 
Kabel- Konto n 30 991 35989 
Kabelvorrats- Konto est: 143 593094 
Abschreib. 21/,%, v. M. 158 911. 23 397278] 139 621/16 
Grundstücks-Konto u SN 184 621007 
Gebäude-Konto 944 390095 
Abschreib. 2½% v. „ M. 985 737. 94 24 64345 919 747 50 
Maschinen- Konto 52 73904 
Abschreib. 10% v. M. 98 994. 8 9 899146 42 83958 
Werkzeug- u. Geräte-Konto . : S 1— 
Mobilien- Konto 1— 
Apparaten-Konto (einschl. drahtlose 
Station). Da BEN Mm 237 579/01 
Abschreib. K 39 300/760 198 278025 
Fernsprechanlage Monrovia 1 — 
Debitoren A 1991 96464 
Guthaben bei Banken 3 624 88486 
Kassa ROH) Tan WE 185027 
Effekten-Konto . l ` 3799 413133 
Kautions- Effekten-Konto 79 350 — 
Beteilig.an der Compañía Telegräfico- 
Telefönica del Plata, Buenos-Aires 2112049 125 
41 084 317, 80 
Passiva. M. Pi M. Pf 
Aktienkapital-Konto . 0 12 500 000 — 
4½ % Teilschuldverschreibungen | 
Emission 1909 7 489 000 — 
- 1910a 4 611 000 — 
a 1910b . 5 003 000 — 
= 1912. 3 815 000 — {20 918 000,— 
Reservefonds-Konto . 195 200| — 
Kabelernenerungs- Fonds 
Bestand am 1. Januar 1914 1 006 527 50 
Zinsen auf den Bestand nebst Zu- 
weisung v. 2½0% d. Aktienkapitals 351 575— 
1 358 102/50 
ab: Kursrückg. auf Anlagepapiere 42 765|—| 1315 337/50 
Kabelinstandhaltungs-Fonds 1 
Bestand am 1. Januar 1914 1 692 613095 
Zinsen auf den Bestand nebst 
Rücklage für 1914 . 673 360152 
2365 974 47 
ab: Kursrückg. auf e a 78870 —} 2 287 104 47 
Kreditoren i | 535 79% 46 
Amortisation des eee 809 000 — 
Zinsen-Kto. der Teilschuldverschreib. 470 655 — 
Nicht eingelöste Zinsscheine . : 1260— 
Nicht eingelöste Dividendenscheine 780 — 
Ausgeloste, aber nicht eingelöste 
Teilschuldverschreibungen 8 8 000 — 
Dispositions- Fonds 550 000— 
Pensions-Fonds 200 000— 
Talonsteuer-Fonds s 110 000| — 
Gewinn- und Verlust- Konto 
a) Vortrag aus 1913. 133 025173 
b) Reingewinn. 1050 15764] 1 183 183037 
D 41 084 317 80 


Gewinn- und Verlust-Rechnung auf den 31. Dezember Ma 


Soll. M. Pi M. IPT 


Unkosten-Konto 899 095 49 
Rücklage z. Kabelernenerungs-Fonds 312 500 — 
Rücklage zum e | 
Fonds . 5 606 360 52 
Kabelinstandsetzungs- ne 32 684 48 
Abschreibungen auf: | 
Kabelvorrat . 3 97278 
Gebäude-Konto . 24 64345 
Maschinen-Konto a 9 899/46 
e und drahtlose Station ? 39 300) 76 77 81645 
Uebertrag 1 928 456094 


M. Pf M. Pf 


Uebertrag 1 928 456 94 

Amortisation des Kabelnetzes 2 227 000 — 
Verzinsung der Teilschuldverschreib. 941310 — 
Kursverlust auf Effekten 45 450.— 
Reingewinn. 1183 183037 
[7325 400131 

Haben. M. Pf 

Vortrag aus 1913 T TETI 133 025/73 
Einnahme-Konto 4 024 377 50 
Zinsen-Konto 167 99708 
4 325 40031 


In der Generalversammlung ist die Dividende für das 
Geschäftsjahr 1914 auf 6 % festgesetzt worden. Dieselbe wird 
von jetzt an mit 60,— . auf jede Aktie der Serien A—L 
gegen Aushändigung 


des Dividendenscheines Nr. 6 der Serien A—D, 


5 n N „ E-. 
$ D Nr. 4 „ „ HK, 
Nr. 2 „ Serie L 


ausgezahlt bei der Gesellschaft selbst oder bei 


dem A. Schaaffhausen’schen Bankverein, A.-G., in Cöln, Berlin 
oder Düsseldorf, 


der Bank für Handel und Industrie in Berlin oder deren Nieder- 
lassungen in Darmstadt, Düsseldorf, Frankfurt (Main), Halle 
a. S., Hamburg, Hannover, Leipzig, Mannheim, München, 
Nürnberg, Stettin oder Straßburg (Elsaß), 


der Berliner Handelsgesellschaft, Berlin, 
dem Bankhause 8. Bleichröder, Berlin, 


der Direction der Disconto-Gesellschaft in Berlin, Bremen oder 
Frankfurt (Main), 


der Dresdner Bank in Berlin oder deren Niederlassungen in 
Dresden, Bremen, Breslau, Kassel, Chemnitz, Frankfurt 
(Main), Hamburg, Hannover, Leipzig, Mannheim, München, 
Nürnberg, Stettin oder Stuttgart, 

der Nationalbank für Deutschland, Berlin, 


dem Bankhause A. Levy, Cöln, 
dem Bankhause Sal. Oppenheim jr. & Cie., Cöln. 
Cöln, den 29. Mai 1915. 


Der Vorstand. 


[6164 


———— 


Consoliirtes Braunkohlenberuwoik 
Caroline” hei deen. 


Antien-eselschall zu Magdeburg 


Die Dividende für das Geschäftsjahr 1914 ist 


mit 200 i gegen Einlieferung der en No. 2, 


per Stück dad von den Aktien à 1200 M. mit 
M. 240.— per Stück bade Bank- 
Commandite Simon, Katz & Co. 

Berlin W. 8, senrenstrasse 5, sofort 


zahlbar. 
Völpke, den 31. Mai 1915, 
Der Vorstand. 


[6167 


Berlinische Boden-Gesell 


Schall. 


Bilanz per ult. Dezember 1914. 


Aktiva. M. ff M. Pl 
Kassa und verfügbares Guthaben 750 00509 
Effekten 2 361 90760 
Immobilien u. Konsortial- -Beteiligung 5 676 419101 

abzüglich Hypotheken- Kreditoren | 2 603 (00 3 073 41901 
Haus Charlottenstr. Ecke Mohrenstr. 1 586 400] — 

1% Abschreibung rund. 16 200/— 

1570 2001 — | 
abzüglich Hypothek 000 000—] 570 200 — 
Hypotheken- Debitoren 47157 1549 | 

abzüglich Baugeld-Kreditoren 1 250 000|—1 5 907 15496 
Diverse Debitoren 2 2 388 238043 
Mobilien abgeschrieben bis auf 1 — 
Dubiose Forderungen echten | | 

bis auf 0 — 17 

15 050 927/09 
Passiva, PI M. PE 
Aktien-Kapital . ESAS 1 000 000|— 
Gesetzliche Reserve . . 100 000 — 
Delkrederefonds für Hypotheken- 

besitz usw. . 150 000 — 
Spezial-Reserve zur eventl. späteren 

Bildung eines Pensionsfonds 237297 — 487 297 — 
Rückstellungen 16 77928 
Diverse Kreditoren. 13 383 504175 
Jahresgewinn 163 346106 

115 050 92709 
Gewinn- und Verlust-Konto, 

TI Debet. M. IPI E 
Ser 8 86 54928 
Ease ns 65 946115 
Zinsen 104 571/71 
Haus Charlotte Be 1015 5 

Apschreibungw s a 16 200|— 
Euren! e 90 588130 
Jahresreingewinn . . | 163 346/06 
Der zur Verfügung stehende Betrag 

von M. 163 346,06 wird wie folgt 
verteilt: 
für die Spezial-Reserve zur eventl. 
späteren Bildung eines Pensions- 
fonds . 10 0001 — 
als Tantieme für den Aufsichtsrat 
6% desjenigen Reingewinns, 
welcher nach Abzug von 4% des 
Grundkapitals sowie nach Abzug 
sämtlicher Rücklagen und des j 
Vortrages verbleibt . 4 103/56 
als Tantieme für den Vorstand den | 
vertragsmässigen Anteil an dem 
nach Abzug sämtlicher Rücklagen 
und des M DUER verbleibenden 
en 10 839|28 
ene o 100 000|— 
Vortrag pro 1915. . 38 403/22 
163 34606 
| 527 20150 
Kredit. M. 1 M. Pf 
Vortrag 44 953|28 
Gewinn aus im laufenden Geschäfts- 
jahr zur Abrechnung gelangten 
früheren Terrain-Verkäufen 2 482 248/22 
527 20150 


Berlin, im März 1915. 
Der Aufsichtsrat. 


Eugen Gutmann, Vorsitzender. 
Vorstehende Bilanz sowie das Gewinn- 


Georg 


Die Direklion. 


Haberland. 


und Verlust-Konto 


habe ich geprüft und mit den ordnungsmässig geführten Büchern 


der Gesellschaft in Uebereinstimmung gefunden. 
Berlin, im März 1915. 
E. Ohme, beeideter Bücher-Revisor. 
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\erautwortlich für die Rubrik „Aus der Geschäftswelt“ und für den Inseratenteil: 
Druck von Pass & Garleb G. m. b. H., Berlin W. 57, 


Allgemeine Häuserbau - Actien - 
Gesellsehaft in Berlin. 
Bilanz-Konto am 31. Dez 1914. 


Aktiva. M. Pf 
Berlin- Boxhagen. 
Bodenges.m.b.H. | 681 79905 
Grundstücks-Kt. 
a. Tempelb. Feld | 199 459|79 
Grundstücks-Kto. 
Trabener Strasse 100 616133 
Terrainges. Berl.- 
Reinickendorf 
Waldstr. m.b.H. 50 0001— 
Konsortial-Konto 
Reinickendorf 519 000|— 
Hausgrundst.- Kt. |; 114 130|23 
Neue Berl. Grund- 
stücks-Aktienges. 
M 265 000 
Abschr. „ 265 000 = = 
Kassa- Konto 906169 
Bankguthaben . . | 196 633|80 
Debitoren 9 218108 
Talonsteuer-Kt. . 13 883'52 
Mob.- u. Utens.-K. 1 — 
Gew.- u. Verl.-Kt. 285 634:60 
2 171 283:09 
Passiva. M. Pr 
Aktien-Kapital-K. 1 928 400 — 
Reservefonds-Kt. 81 429169 
Spez.-Res,-F -Kt. 50 000 — 
Konvertier.-Kont. 4 587/20 
Hypoth.-Kreditor. 90 000.— 
Kreditoren 16 866120 
(6158) 2 171 283009 
Berlin, den 31. Dez. 1914. 
Der Vorstand. 
Nothmann. 
Bilanz per 31. Dezember 1914. 
Aktiva. M. IPI 
Grundstücks-Kto. |3 403 528136 
Hypotheken-Deb. | 426 000|— 
Debitoren-Kto 25 855156 
Kassa-Konto , 7355196 
Kautions-Effekten 82 157) — 
Aval-Konto 180 400] — 
Mobilien-Konto . 11— 
4 125 297 88 
Passiva. M. br 
Aktien-Kapital-K. 2 800 000/— 
Reserve-Fonds-K. 6973036 
Hy p. Delkr.- Kto. | 120 000— 
Aval-Konto 180 400] — 
Kautions-Konto . 250!— 
Kreditoren-Kto. . | 950 962/51 
Gewinn u. Verlust 66 712/01 
6162] 4 125 29788 


Berlin, den 31. Dezember1914. 
Terraingesellsehaft 
am Neuen Botanischen Garten 


Aktiengesellsehaft. 
Hentschke. Nothmann. 
— 


Die am 1. Juli 1915 fälligen 
Zinsscheine unserer Pfandbriefe 
und Kommunal - Obl-gationev 
werden bereits vom 15. d. M. 
ab an unserer Kasse 
sowie an den früber bekannt- 
gemachten Steller eingelöst. 

Berlin, den 1. Juni 1915. 

Preussische [6169 
Hypotheken-Actien-Bank. 
von Geor 


Die Börse sernhard 


= Prois, 1, Mark, SSS 
Plutus Verlag, Berlin W.62, Kleistst. 2 


Bülowstrasse 66. 


EEE EEE 


Deutsehe Erdöl- Aktien- 
gesellschaft zu Berlin. 


Die Aktionäre werden zu der 
in Berlin NW. Hotel Friedrichs- 
bahnhof (Russischer Hof), Ge- 
orgensb asse 21, 
am 15. Juni 1915, vorm. 11 Uhr, 
stattfindenden ordentl. General- 
versammlung eingeladen. 

Zur Teilnahme an der General- 
versammlung und Ausübung des 
Stimmrechts sind diejenigen 
Aktionäre berechtigt, welche 
spätestens am dritten Werk- 
tage vor der anberaumten Gene- 
ralversammlung bis 6 Uhr abends 
bei der Gesellschaft, Berlin W. 35, 
Kurfürstenstr. 137, oder bei den 
nachstehenden ‚Banken: 

Direction der Disconto-Gesell- 

schaft, Berlin W. 8, 

S. Bleichröder, Berlin W. 8, 

Dresdner Bank, Berlin W. 56, 

Rheinische Bank, Essen Ruhr, 

Deutsche Bank, Berlin M. 8, 

oder einer ihrer Filialen, 

Essener Credit- Anstalt, 


Essen-Ruhr, 

Laupenmühlen & Co., Ber- 
lin NW, 7, 

hinterlegen: 

a) ihre Aktien oder die dar- 
über lautenden Hinter- 
legungsscheine der Reichs- 
bapk, 

b) ein Nummernverzeichnis 


der zur Teilnahme be- 

stimmten Aktien, 

Dem Erfordernis zu a) kann 
auch durch Hinterlegung der 
Aktien bei einem deutschen 
Notar genügt werden, 

Tagesordnung: 

1. Vorlegung des Berichts des 
Vorstandes und des Auf- 
sichtsrats sowie der Bilanz 
nebst Gewinn- u. Verlust- 
rechnung für das Jahr 1914. 
Beschlussfassung über die 
Genehmigung der Bilanz 
und über die Gewinnver- 
teilung für 1914. 

3. Beschlussfassung über die 
Entlastung des Vorstandes 
und des Aufsichtsrats. 

4. Ersatzwahlen für seit vor- 
jähriger Generalversamm- 
lung ausgeschiedene und 
turnusgemäss ausschei- 
dende Aufsichtsrats - Mit- 
glieder. [6160 

Der Vorstand. 
R. Nöllenburg. 


Deutsche Eraöl-Aktien- 
gesellschaft zu Berlin. 


Die Tagesordnung der am 
15. Juni 1995, vormitt. 11 Uhr, 
stattfindenden ordentlichen 
Generalversammlung unserer 
Gesellschaft erhält hiermit auf 
Antrag eines Aktionärs gemäss 
8 254 HGB. folgenden Zusatz: 

Wahlen zum Aufsichtsrat. 

Berlin, den 3. Juni 1915. 

Der Vorstand [6170 
R. Nöllenburg. 


Lueya Sueß, Charlottenburg. 


